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Das neue Arztrecht
Dr. H. Jaeger, Direktor des Städtischen Versicherungsamts München

von Okraß in Heft 2 S. 21 dieser Zeit-

irift angekündigten und im Gefolge der

rten Notverordnung Teil V, Kap. 1 Ab-

schnitt 1 § 11 Abs. 1, sowie der neuen Ver¬

ti.-il?s- und Zulassungsordnung vom 30. Dezem-

1931 notwendig gewordenen Aenderungen
RVO. hinsichtlich ihrer die Beziehungen

/wischen Krankenkassen und Aerzten betref¬

fen Bestimmungen (§§ 368 ff) sind durch

eine Verordnung über kassenärzt¬

liche Versorgung vom 14. Januar 1932

iBL IS. 19) vorgenommen worden. Sie be-

Hcn die §$ 368 bis 373 RVO. und bringen
«liese teilweise in eine völlig neue, teilweise

in eine nur in einzelnen Richtungen abgeän-
te Fassung; auch wird gegenüber dem bis¬

sen Inhalt ihre Reihenfolge verschiedent-

h geändert Vollständig verschwunden sind

$$ 369 a mit c, welche die Bildung von

Arztbezirken betrafen und in erster Linie durch

Neuregelung des Vergütungssystems hin-

Uig geworden sind.

wichtige und grundlegende § 368 erhielt

? vollständige Neufassung. Sein Absatz 1

spricht inhaltlich dem bisherigen Absatz 1

liilbsatz 1 und legt fest, daß „der kassenärzt-

l Dienst durch schriftlichen Vertrag der

inkenkassen und Aerzte geregelt wird". Im

_tz 2 wird dem bereits von Okraß a. a. O.

schilderte Recht der einzelnen Verträge
1 \ntelvertragr Gesamtvertrag, Einzelvertrag)
>I>rechend den Bestimmungen der NotVO.

>I>. 1 Abschn. 1 § 1) die in der RVO. selbst

mkerte gesetzliche Grundlage gegeben. Die

ren §§ 368 a mit c übernehmen die in der

tVO. (Kap. 1 Abschn. 1 §§ 5, 7) und in

Vertragsordnung (§ 9) hinsichtlich der

»^ärztlichen Vereinigung, der Rechtswir-

g der Zuiassung, der Verhältniszahl und

Verfahrens, das Platz greift, wenn ein

»te!- oder Gesan tvertrag nicht zustande

amt, getroffenen Bestimmungen in das Ge-

selbst. Der Umstand, daß die NotVO.

achst zwangsweise und ohne Aenderung des

• tzestextes die allgemeine Rechtsgrundlage
«uf und hierbei dem Reichsausschuß für

rzte und Krankenkassen weitgehende Voll¬

machten für die Regelung im einzelnen ließ,
daß aber dann wegen Versagens des Reichs¬

ausschusses der Reichsarbeitsminister selbst

mit der Verordnung vom 30. Dezember 1931

(RGBl. 1931 I S. 2) eingreifen mußte, hat zu

dem ungewohnten Ergebnis geführt, daß die

Aenderungen des Gesetzestextes im Gegen¬
satz zu dem sonst üblichen Entwicklungsgange
zuletzt erfolgt sind.

§ 368 d RVO. enthält zunächst die Vorschrif¬

ten des bisherigen § 368 Abs. 2 Nr. 1 Abs. 1

RVO., in welchen die Verpflichtungen des

Arztes gegenüber der Krankenkasse hinsicht¬

lich der Art der Durchführung der ärztlichen

Behandlung und der Verordnung von Arz¬

neien, Heil- und Stärkungsmitteln geregelt war.

Die neuen Absätze 2 mit 4 bringen durch

Uebernahme des § 4 von Kap. 1 Abschn. 1 der

NotVO. das Recht der kassenärztlichen Ver¬

einigung zur entsprechenden Üeberwachung
der Kassenärzte und ihrer Haftung gegenüber
der Kasse hinsichtlich der entsprechenden
Durchführung der kassenärztlichen Versor¬

gung; hier findet sich auch die Bestimmung,
daß die Befugnisse der kassenärztlichen Ver¬

einigung gegenüber den Kassenärzten, die ihre

Verpflichtungen nicht oder nicht in gehöriger
Weise erfüllen, und die Rechtsmittel des be¬

troffenen Kassenarztes vom Reichsausschuß

für Aerzte und Krankenkassen zu regeln sind.

$ 368 c regelt völlig neu (Uebernahme der

SS 2, 3 vom Kap. 1 Abschn. 1 der NotVO.)
die Honorarbemessung. Das Honorar ist ab

1. Januar 1932 bekanntlich ein Kopfpauschale,
dessen Höhe sich nach dem durchschnittlichen

Jahresbedarf für ein Kassenmitglied unter Be¬

rücksichtigung der allgemeinen Erfahrungs¬
grundsätze, der besonderen Umstände bei einer

Kasse, der wirtschaftlichen Notwendigkeiten
und der jeweiligen Aenderungen im Grundlohn

bemißt. Die der durchschnittlichen Mitglie¬
derzahl entsprechende Gesamtvergütung hat

die Kasse „mit befreiender Wirkung" an die

>senärzthche Vereinigung zu entrichten, die

ihrerseits dann die Verteilung übernimmt. Hier

hat als Abs. 3 auch der bisherige zweite Halb-

z des >< 368 Abs. 1 RVO. Aufnahme gefun-



den, wonach „die Kasse, von dringenden Fäl¬

len abgesehen, die Vergütung für die Leistun¬

gen eines anderen Arztes als des Kassel arztes

ablehnen kann."

Die §§ 368 f mit i betreffen rlen Reichsaus¬

schuß für Aerzte und Krankenkassen. § 368 f,
der die Zusammensetzung des Reichsausschus¬

ses betrifft, entspricht wörtlich dem bisherigen
S 366 a, während § 368 g, der die innere Zu¬

sammensetzung des Reichsausschusses in einen

engeren und weiteren Ausschuß behandelt, die

Vorschriften der bisherigen §§ 368 b und c

übernimmt. Auch § 368 h ist an sich nicht

neu, da er den Wortlaut des bisherigen § 368 d

zum größten Teil wiedergibt; er enthält aller¬

dings eine durch § 9 des Kap. 1 Abschn. 1 der

NotVO. bereits vorgesehene einschneidende

Aenderung, indem hinsichtlich der Abstim¬

mungsvorschriften bei Beschlüssen von grund¬
sätzlicher Bedeutung bestimmt wird, daß eine

Zweidrittelmehrheit erforderlich und genü¬

gend" ist, während bisher je drei Fünftel der

Vertreter beider Gruppen hierfür erforderlich

waren; von Bedeutung ist auch, daß diese

Mehrheit jetzt vom Gesetz selbst vorgeschrie¬
ben ist, während sie früher der Regelung durch

die Geschäftsordnung überlassen waren. Völ¬

lig neu, wenn auch weitgehend den §§ 8, 10

des Kap. 1 Abschn. 1 der NotVO. entspre¬

chend, ist § 368 i, der den Aufgabenkreis des

Reichsausschusses (bisher § 366 e) regelt. An¬

stelle der bisherigen Richtlinien treten nun¬

mehr „Ausführungsbestimmungen", und zwar

„zu den §§ 368 bis 368 b, 368 d und e\ Sie

betreffen die Vcrtwigsordnung, d. i. den allge¬
meinen Inhalt der Arztverträge und ihr Zu¬

standekommen, das Kopfpauschale, die Bildung
der kassenärztlichen Vereinigungen, die Ge¬

währ für ausreichende und zweckmäßige wirt¬

schaftliche Versorgung der Kranken, die

Schlichtung von Streitigkeiten aus Arzt¬

verträgen, ferner die Zulassung von Aerzten -

zur Tätigkeit bei den Krankenkassen, also die

Zulassungsordnung und die Sicherung gegen

eine übermäßige Inanspruchnahme der Kran¬

kenkassen. Festgelegt ist hier, daß die Be¬

stimmungen und ihre Aenderungen der Zu¬

stimmung des Reichsarbeitsministers bedürfen,
der selbst die notwendigen Bestimmungen er¬

läßt, wenn, wie es bereits diesmal geschehen
ist, die erforderlichen Beschlüsse des Reichs¬

ausschusses nicht zustande kommen oder ihnen

der Reichsarbeitsminister nicht zustimmt. Hier
findet sich auch eine Vorschrift, wonach durch

Richtlinien über den Nachweis freier Kassen-

arztstellen und Warnimg vor Zuzug an über¬

füllte Plätze die kassenärztliche Planwirtschaft

gefördert werden soll. Die Vorschrift des bis¬

herigen § 368 e Abs. 1, wonach der Reichsaus¬

schuß „Richtlinien zur Sicherung gleichmäßi¬
ger und angemessener Vereinbarungen zwi¬

schen den Aerzten und Krankenkassen auf¬

stellen kann", und das Recht des Reichsau

Schusses zur Auslegung und Aenderung sein

Richtlinien, und nun auch seiner Bestimmu

gen, hat hier Platz gefunden.
Die bisherigen Vorschriften der §§368g und h
über die Bildung und den Aufgabenkreis d

Landesausschüsse finden sich in den neu

§§ 368 k und 1. Die eigentlich erwartete Aui-

hebung dieser in der Notwendigkeit ihres B

Stehens immerhin anzuzweifelnden Einrichtun¬

gen ist also, wohl aus innerpolitischen Grün¬

den, nicht erfolgt.

Die Bildung und der Aufgabenkreis d»

Schiedsamts (bisher §§ 368 1 und m) findet sich

unter wesentlicher Aenderung in den neu«

§§ 368 m und n. Das Schiedsamt wird künft

für jeden Arztregisterbezirk und bei dem OV/

gebildet, welches das Arztregister führt. L

sind dies die in der Verordnung vom 29. Februar
1932 (RGBl. I S. 100) genannten Oberve

Sicherungsämter. Das Schiedsamt setzt sich

nunmehr aus dem Vorsitzenden des Oberver¬

sicherungsamts oder seinem Stellvertreter und

je zwei Vertretern der Parteien zusammen; d

zwei unparteiischen Mitglieder sind in Wegfall
gekommen. Die bei der Beratung der Ver¬

tragsordnung im Reichsausschuß zum Bruc

führende Frage nach der Vertretung von

Kassenverbänden, die im Einzelfalle an der

Entscheidung interessiert sind, ist dahin p

regelt, daß, wenn auf der einen oder anderen

Seite unter den Mitgliedern einer Parteigrupj
des Mantelvertrags eine Einigung nicht zu¬

stande kommt, „der Vorsitzende des Oberver¬

sicherungsamts unter angemessener Be¬

rücksichtigung des Kräftever¬

hältnisses die Beisitzer und ihre Stellver¬

treter bestellt". Neu ist die ausdrücklich»

Festlegung, daß die Tätigkeit der Beisitz

ehrenamtlich ist und daß ihnen nach Bestim¬

mung der Obersten Verwaltungsbehörde eii

Entschädigung im Sinne des § 21 Abs. 2 RVO.

gewährt wird. Die Zuständigkeit des Schied

amts erstreckt sich auf Streit aus Einzel- un«

Gesamtverträgen, soweit die Parteien nicht ein

besonderes Schiedsgericht vereinbart haben

auf Zulassungsangelegenheiten und auf die

endgültige Entscheidung bei Anrufung gegei

die Entscheidung des Vorsitzenden des Ober

versicherungsamts über Eintragungen ui

Streichungen im Arztregister. Entsprechen
dejn bisherigen § 368 m Abs. 1 Satz 2 ist f I

rmögensrechtliche Ansprüche der Recht

weg vorbehalten, während gemäß dem bisheri¬

gen § 368 m Abs. 4 die Bindung des Schied¬

amts an die „Richtlinien" des Reichs- ode

Landesausschusses wie bisher geregelt ist; ai

die „Bestimmungen" des Reichsausschuss

besteht die Bindung ohne weiteres.

Die Bildung des Reichsschiedsamtes (§ 368 o)

entspricht mit geringfügiger, die Gewährung
einer Entschädigung an die ebenfalls ehren
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c hen Beisitzer betreffenden, Aenderung

bisherigen § 368 n. Neu ist dagegen der

•fite Teil des § 368 p (übernommen ist ledig*

t der bisherige § 368 o Abs. 2), der die Zu-

(iigkeit des Reichsschiedsamtes regelt. Es

t scheidet künftig bei Streit aus Mantelver¬

gent soweit die Parteien nicht ein besonderes

-gericht vereinbart haben, ferner über

anen und Berufungen gegen Entschei¬

den des Schiedsamts. Die Revision ist nur

ssig gegen Entscheidungen des Schieds-

ts auf Grund des § 368 n Abs. 1, gegen Ent¬

ladungen in Zulassungsangelegenheiten, so-

| sie nicht die Entziehung der Zulassung
die Ausschließung gemäß § 368 s Abs. 3

prechen; im übrigen gibt es nur die Be¬

rul ung. Die bisherigen § 368 p (Regelung des

häftsgangs und Verfahrens der Schieds-

aer und des Reichsschiedsamts), § 368 q (Er-

uung von Landesschiedsämtern) und § 368 r

adung der Parteien an endgültige Entschei¬

ngen der Schiedsämter, des Reichsschieds-

.tes und des Landesschiedsamtes) sind in die

ien §§ 368 q, r und s übergegangen; ledig-
h der letzte Paragraph hat entsprechend der

Bildung größerer Arztregisterbezirke eine

itderung in der Richtung erfahren, daß sich

mögliche Ausschluß des Arztes nunmehr

sämtliche Kassen des Arztregisterbezirks
er eines Teiles von ihnen bezieht. Der bis-

* rige* § 368 s Abs. 1, der die Zuständigkeit
> Reichsarbeitsministers zum Erlaß von Aus-

hrungsbestimmungen betrifft, ist in § 3681

ei gegangen.

r bisherige § 369 (Bereitstellung von min-

>tens zwei Aerzten zur Auswahl für den Ver¬

einen; Beschränkung des Arztwechsels

hrend des gleichen Versicherungsfalls oder

^chäftsjahres findet sich wörtlich in dem

jen § 369 RVO. Ein neuer § 369 a enthält

Wortlaut des bisherigen § 368 Abs. 2 Nr. 2

Abs. 1 (Anlegung von Krankenkarten), ein

ier § 369 b denjenigen des § 368 Abs. 2

Nr. 2 Abs. 2—5 (Aufstellung von Vertrauens-

en), wobei jedoch anstelle des bisherigen
»rtes „Prüfungsausschuß" die Bezeichnung

Ausschuß" getreten ist.

bisherige § 370 (Abgeltung der Sach¬

tungen durch Barleistungen) ist mit einer

entlichen Aenderung in den neuen § 370

bergegangen. Diese Aenderung bezieht sich

if, daß nunmehr die Kasse selbst die Ab-

?Itung durchführen kann, wenn die ärztliche

rsorgung dadurch ernstlich gefährdet wird,
i sie keinen Vertrag zu angemessenen Be¬

rgungen mit einer ausreichenden Zahl von

zten schließen kann, oder daß die Aerzte

n Vertrag nicht einhalten, während sie bis-

hierzu einer Ermächtigung durch das

V. bedurfte. Entfallen ist entsprechend der

iregelung des kassenärztlichen Dienstver-

nisses die bisherige Regelung in § 370

Abs. 1 Satz 2, 3. Neu ist auch die Fassung
des Eingangssatzes von § 370 Abs. 2, wonach

das RVA. „für den Uebergang zur Barlei¬

stung'4 die schon bisher übliche und auch

weiterhin geltende Regelung treffen kann. Der

bisherige § 370 a (Regelung der Abgeltung der

Krankenpflege durch Barleistungen auf Grund

besonderer Bestimmung des Reichsarbeits¬

ministers) ist in einem neuen § 370 a über¬

nommen.

Auch die Bestimmung des § 371 (Regelung der

Krankenhausbehandlung) entspricht dem bis¬

herigen Rechte (§ 371) Dagegen ist § 372

dadurch wesentlich geändert worden, daß die

Absätze 2, 3 (Beschränkung der Arztzulassung
bei Ueberschreiten der dem Bedürfnis entspre¬
chenden Zahl) nunmehr in Wegfall gekommen
sind. Dies machte auch eine Aenderung in

dem neuen, sonst in seinem Wortlaut dem bis¬

herigen § 373 entsprechenden § 373 nötig.
Die Artikel 2 mit 8 der Verordnung beschäf¬

tigen sich mit Uebergangsfragen. Art. 2 stellt

in Hinblick auf § 27 der Zulassungsordnung
fest, daß für die außerordentliche Zulassung
von Aerzten die Verhältniszahl vorübergehend
geändert werden kann und erstreckt dies auch

„nach näherer Bestimmung des Reichsaus¬

schusses" auf andere Gruppen von Aerzten.

Art. 3 hält entsprechend § 6 von Kap. 1

Abschn. 1 der NotVO. die bisherigen Verträge
der Krankenkassen mit ihren angestellten
Aerzten und mit Krankenhäusern, Polikliniken

und sonstigen Einrichtungen über Kur und

Pflege, hinsichtlich der Untersuchungen für

Zwecke der Krankheitserkennung oder hin¬

sichtlich der Gewährung von Sachleistungen
aufrecht. Art. 4 gibt der Obersten Verwal¬

tungsbehörde das Recht, die Ueberführung der

Arztregister und Zulassungsakten von den Ver¬

sicherungsämtern auf die Oberversicherungs¬

ämter, bei denen künftig das Arztregister ge¬

führt wird, zu regeln. Nach Art. 6 wird das

Berliner Abkommen vom 13. Dezember 1913

aufgehoben; damit entfällt auch § 368 s Abs 2,

3 und § 368 t RVO. Weiterhin werden auf¬

gehoben die Ausführungsbestimmungen vom

14. November 1924 (RGBl. I S. 743) und ihre

Aenderungen (Art. 5) und die Bestimmungen
des Reichsausschusses vom 14. November 1928

RABl. IV S. 414) über die Inanspruchnahme
eines nicht zuständigen Arztes, bei Bildung
von Arztbezirken.

Art. 8 setzt das Inkrafttreten der neuen Vor¬

schriften auf den auf die Verkündigung fol¬

genden Tag fest. Da die Verkündung im

Reichsanzeiger Nr. 12 vom 15. Januar 1932

erfolgte, gilt der neue Wortlaut der §§ 368 mit

373 RVO. seit dem 16. Januar 1932. Tatsäch¬

lich hat er in wesentlichen Teilen auf Grund

der NotVO. vom 8. Dezember 1931 und auf

Grund der neuen Vertrags- und Zulassungs¬

ordnung bereits seit 1. Januar 1932 Geltung
erlangt.
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Regelbetrag und Kopfpauschale
Christian Kraiker, Mannheim

In der Krankenversicherung hat sich eine große Pauschalierung des Arzthonorars in Teilen d<

Wandlung vollzogen. Ursprünglich wollte man Grundlohnsumme statt. Die kassenürztlich

durch das Krankengeld die wegen Krankheit t )rganisation ist verpflichtet, die Durchfül

in Not geratenen Industriearl>eiter Wirtschaft- rung der kassenärztlichen Tätigkeit zu über

lieh unterstutzen. Heute sind von 64 Millionen wachen. Sie kann bei Verletzung der kassen-

Deutsche noch über 30 Millionen gegen Krank- ärztlichen Pflichten Verwarnung, Geldstr

heit versichert; und jetzt steht die Gewährung oder zeitweiligen Ausschluß von der Kassen-

der Sachleistungen im Vordergrund. praxis aussprechen, und sie haftet auch für

Im Jahre 1929 hatten die reichsgesetzlichen die Kosten der Arzneiverordnungen insofer

Kken. bei einer (Mm unteinnahme von 2109,2 als sie Honorare kürzen muß den Aerzten n

Millionen Reichsmark eine Gesamtausgabe von nicht zu kleiner Patientenzahl, die den Regel-

1740,5 Millionen Reichsmark, darunter für Bar- betrag für Arzneien und Heilmittel um meh

leistungen 723,1 Millionen Reichsmark, für ärzt- als den zugelassenen Hundertsatz überschritt

liehe Behandlung 410,8 Millionen Reichsmark, haben. Die Kassen sind verpflichtet, der ärzt-

für Arzneien und Heilmittel 237,9 Millionen liehen Organisation hierzu die erforderlichen

Reichsmark und für Krankenhauspilege 274,2 Unterlagen zu beschaffen.

Millionen Reichsmark. Die Ausüben für Sach- Nach den Ausführungsbestimmungen dt

leistungen betrugen also fast das einundein- RAM. über das kassenärztliche Dienstverhält-

halbfache der Ausgaben für Barleistungen. Dar- nis sind nicht einzubeziehen die Kosten füi:

aus ergibt sich, daß das wirtschaftliche Pro- Brillen, Bandagen und sonstige orthopädische
blem der KV. nicht nur eine Austrabefrage ist, Behelfe, Krankenpflegeartikel und große Heil-

sondern auch ein Umschlags- und ein Ver- mittel. Ferner gilt als Divisor in die Gesamt-

teilungsproblem von größter Bedeutung. ausgäbe für Rezeptur der für ein Vierteljah

Die Ausgaben für Sachleistungen stiegen jähr- nur einmal gezählte Kranke eines jeden Arztes

zehntelang ständig, und es wurde auch immer Auch soll der Regelbetrag nach Gruppen von

mehr behauptet, daß große Summen unwirt- Aerzten unterschieden sein,

schaftlich verausgabt werden. Das führte zu Diese Vorschriften haben sich offenbar aus d«

der gesetzlichen Verpflichtung dei Aerzte, Praxis entwickelt. Nur geht die Praxis zum

wirtschaftlich mit den Kassengeldern umzu- Teil und seit langer Zeit schon viel weiter. I

gehen, besonders bei den Verordnungen. Die den 90er Jahren des vorigen Jahrhundert hat di»

erhofften Erfolge haben sich aber nicht ein- AOKk. Frankfurt a. M. schon auf diesem G«

gestellt, auch nicht bei dem Aufwand für biete statistische Arbeiten geliefert und s

Arzneien und Heilmitteln, auf den sich sonder- nicht beschränkt auf den Aufwand für Arz-

barerweise die Aufmerksamkeit in der Haupt- neien und Heilmittel. Und warum auch? D

sache konzentriert hatte, obwohl andere Aus- gesamte Behandlungsweise soll doch wirt-

gabeposten eine sogar größere Steigerung schaftlich sein. Mit nicht viel mehr Kost<

aufzuweisen hatten. Es liefen Bestrebungen läßt sich auf dem jetzt vorgeschriebenen We^

von Aerzten sogar darauf hiraus, durch den alles feststellen, was Aufschluß gibt über di»

Hinweis auf den geringen Arzneimittelver- gesamte Tätigkeit jedes einzelnen Kassen¬

brauch ein höheres Arzthonorar zu erzielen. arztes. Dem Kassenaizt wird durch ein»

Ein solches Bestreben hatte erfreulicherweise solche Statistik offenbar, wie er in jeder B<

nur selten Frfolg. Schmerzstillende Arznei- ziehung mit den Kassengeldern Wirtschaft

mittel würden dann wahrscheinlich in sehr und die kassenärztliche Organisation und di«

vielen Fällen nicht verordnet worden sein, Kasse haben eine vollständige Grund

aber für die ärztliche Tätigkeit, unter der auch läge für ein Einschreiten, wenn untragbar g<

die Bemühung des Arztes um Linderung der wirtschaftet wird. (Näheres siehe „Deutsch

Krankheit zu verstehen ist, hätte bezahlt wer- Krankenkasse", Jahrgang 1929, Spalte 592 fl

den müssen, auch wenn es sich nur um ein Die AOKk. Mannheim stellt seit über 20 Jahrei

Anschauen des Kranken gehandelt hätte. für gewisse Zeitabschnitte solche Statistiken aul

Der kassenärztliche Dienst ist durch die und sie hat somit einen Anhaltspunkt für dt

NotVO. vom 8. Dezember 1931 neu geregelt. für sie in Betracht kommenden Regelbetra
Die Verantwortung für eine wirtschaftliche Be- für Arzneien und Heilmittel. Die letzten Zi!

handlungsweis wurde der kassenärztliehen fern liegen aus dem 4. Quartal 1930 vor, un»

Organisation übertragen, und es findet eine zwar für:

Aerzte mit allgemeiner Praxis in der Altstadt Mannheim 6,24 RM

für Augenkrankheiten n m „ „ 0,80 „

m „ Chirurgie ,. „ „ „
8,20 „

I rauenkrankheiten und Geburtshilte
„ „ „

3,10 „

Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten „
1,50 „

mm Harnerkrankungen „ ff 99
3,63 „
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Ür Haut- und Geschlechtskrankheiten in der Altstadt Mannheim

n
innere Krankheiten
Lungenkrankheiten
Magen-, Darm- und Stoffwechselkrankheiten . .

Nerven- und Gemütsleiden

mit allgemeiner Praxis . . n
den eingem. Vororten

„
im Außenbezirk

tr

ff tt

tt t'

rr

rr 'r

rr

rr

*rr rr

6,98 RM
6,82 rt

5,30 rr

2,47 rr

7,10 rr

4,91 rt

4,99 rr

i Ziffern* die sich nur auf die Versicherten

.hen und nicht auch auf die Familienver-

? rten, weil diese an einer nicht zu hohen

jabe für Arzneien und Heilmitteln inter¬

niert sind durch den großen Teil, den sie

Ibst bezahlen müssen, sind genau so ermit-

,

wie es nach den erwähnten Ausführungs-
ischriften des RAM. der Fall sein soll,

nen diese Ziffern aber für jeden Zeitab-

initfl und überhaupt als Regelbetrag gelten?
I). Aufwand für Arzneien und Heilmittel

: 1 beeinflußt von dem Steigen und Fallen

Krankheitshäufigkeit und Krankheitsdauer,

unterliegt also natürlichen Schwankungen.
I e statistischen Durchschnittsziffern sind aber

ht ganz zutreffend für einen Regelbetrag,
wenn beim Vorhandensein vieler Fachärzte

P( tu nten während eines Vierteljahres und gar

ii gleichen Zeit in Behandlung mehrerer

Aerzte stehen und wenn ferner die eigentlich
ciit mehr behandlungsbedürftigen Kranken in

las neue Vierteljahr hinübergezogen werden.

Man stelle sich nur einmal vor, daß Ueber-

wtisungen wegen Mangel an Fachärzten und

tnstliche Ueberführungen von Patienten in

<las neue Vierteljahr nicht möglich sind. Das

statistische Ergebnis würde dann ein ganz

i s sein. Deshalb müßte zunächst für

? gründliche Bereinigung gesorgt werden,
unit ein einwandfreier Regelbetrag

ui ine im Interesse eler gesamten Aerzte

legene höhere Bewertung der einzelnen ärzt¬

lichen Tätigkeit herbeigeführt wird.

Doch das allein genügt auch noch nicht. Nach

r NotVO. vom 8. Dezember 1931 wird die

-ante kassenärztliche Tätigkeit nur noch

ch eine Kopfpauschale abgegolten, wie es

»len Kassen auch im Jahre 1930 in der

ptsache der Fali wrar. Wo aber bis in das

ihr 1930 hinein nach Einzelleistungen gezahlt
irde, da hat sich oft eine so hohe Kopfaus-

»nt wickelt, daß diese jetzt zum Verhäng-
ilieser Kassen werden könnte. Die AOKk.

nheiin z. B. bezahlte im Jahre 1930 noch

Aerzte nach Ein>:elleistungen und hatte für

Behandlung der Kassenmitglieder und Fä¬

cherten eine Kopfausgabr in der

ordentlichen Höhe von 29,61 RM. Die

gleiche Kopfausgäbe betrug bei der AOKk.

München 26,14 RM., bei der AOKk. Ludwigs¬
hafen a. Rh. 18,75 RM. und bei der AOKk.

Hannover 18,15 RM.

Die Differenz zwischen der Kopfausgabe in

Mannheim und in dem, nur durch den Rhein

von Mannheim getrennten Ludwigshafen be¬

trägt 10,80 RM. Mit den klimatischen und

sonstigen örtlichen Verhältnissen oder mit

einer größeren Begehrlichkeit nach ärztlicher

Behandlung läßt sich diese außerordentlich

hohe Differenz nicht erklären, denn beide

Städte haben den gleichen Bevölkerungsschlog
und die gleiche wirtschaftliche Struktur. Es

ist auch nicht bekannt geworden, daß die Ver¬

hältnisse im allgemeinen für die AOKk. in

München besonders ungünstig sind, wie es

z. B. in Breslau der Fall ist, sondern im Gegen¬

teil, München mit seiner auch sehr hohen

Kopfausgabe von 26,14 RM. für kassenärzt¬

liche Behandlung gilt als eine der gesündesten
deutschen Städte.

Geht man den Gründen für die außerordent¬

lich hohen Kopfausgaben nach, dann wird es

sich bestätigen, daß sie in der Hauptsache in

der sehr großen Zahl der Fachärzte und in

der Häufigkeit der ärztlichen Leistungen im

Einzelfall, besonders bei den unbegrenzten

Sonderleistungen, zu finden sind. In Mann¬

heim sind unter den 158 Kassenärzten 70 Fach¬

ärzte, und in München unter 782 Kassenärzten

422 Fachärzte. Ludwigshafen hingegen hat

verhältnismäßig viel weniger Fachärzte als

Mannheim und München. Es steht doch fest,

daß Aerzte in sehr vielen Fällen Patienten

schon dann überweisen, wenn es sich z. B. nur

um den Bezug von Senkfußeinlagen oder um

Lichtbehandlung handelt und für diese Auf¬

träge Aerzte als Lieferanten in Betracht kom¬

men sollen. Dadurch häuft sich die Zahl der

Fälle, und es wird gleichzeitig umgekehrt sel¬

tener der Fall, daß Begrenzungen überschrit¬

ten werden. Hinzu kommt, daß die Behand¬

lung durch Fachärzte sowieso schon zu einer

größeren Ausgabe an Arzthonorar führt. Die

AOKk. Mannheim hat im 4. Vierteljahr 1930

an Arzthonorar ohne Lichtbehandlung pro

Patient bezahlt an:

rate mit allgemeiner Praxis

tur Chirurgie
rauenkrankheiten und Geburtshilfe . .

lals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten . . .

Haut- und Geschlechtskrankheiten . . .

innere Krankheiten

Lungenkrankheiten
Magen-, Darm- und Stoffwechselkrankheiten .

Nerven- nnd Gemütsleiden

in der Altstadt Mannheim

tt

rr • t

ff 't rr

tt rr

rr rr

11 tt rr

tnheim 6.84 RM

rr
0.07

r t

11,63 fr

" 8,02 rt

rr
10,90 rr

7/37 rr

10,96
7,04 tr

7,50 99
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Nur die Augenärzte hatten ein niederes Hono¬

rar von 4,90 RM., was seinen natürlichen

Grund hat in der Eigenart der Augenerkran¬

kungen. Für das l.f 2. und 3. Vierteljahr 1931

hat die AOKk. Mannheim an die Aerzte in

Mannheim für Grundleistungen (Beratungen
und Besuche) 410 800 RM. bezahlt und für

Sonderleistungen 274 761,55 RM., das sind

66,88 v. H. des Betrags für die Grundleistungen.
Es handelt sich also um ein höchst ungesun¬

des Verhältnis, was umso schwerer wiegt, als

schon die Grundleistungen viel zu hoch sind.

Welches Honorarsystem für die Kassen das

bessere ist, darüber wird gestritten; gegen

jedes können triftige Einwendungen gemacht
werden, wenn nicht Vorsorge getroffen ist

fcegen Auswüchse. Wenn nach dem neuen

Recht die Pauschalhonorierung vorgeschrieben
ist, so darf durch sie nicht die Ausmerzung
großer Mißstände, für die die Kassen recht

viel Geld bezahlen müssen, verriegelt werden,
und es muß möglich sein, mit einem Zustand

ein für allemal aufzuräumen, wie er für die

AOKk. Mannheim und eine Anzahl anderer

Kken. festzustellen ist, denn Sinn und Zweck

der Neuregelung des Verhältnisses zwischen

Aerzten und Kassen kann nicht sein, Miß¬

stände zu verewigen.

Die geschilderten Zustände dürfen nicht zu¬

grunde gelegt werden bei der Berechnung der

Kopfpauschale, denn das würde bedeuten, daß

eine Kasse mit 50 000 Mitgliedern für jedes
Jahr über eine halbe Million Reichsmark mehr

Honorar an die Aerzte bezahlen und deshalb

elnnsoviel mehr Beiträge aus ihren Versicher¬

ten herausholen müßte. Der Hinweis auf den

jetzt schon gewährten Abschlag in Höhe von

20 v. H. und darauf, daß die Kosten der arzt¬

lichen Behandlung jetzt wieder pauschaliert
abgegolten werden wie früher, geht fehl, denn

die Kopfausgabe dieser Kassen im Jahre 1930

war verhältnismäßig viel höher als früher,

selbst wenn die inzwischen entstandene Aus¬

gabe für Behandlung der Familienversicherten

(ungefähr ein gutes Drittel der Ausgabe für

ärztliche Behandlung der Versicherten) undch

früher neben dem Pauschalhonorar bezahlt«

Honorare für Sonderleistungen sowie ein Wer

für die gesunkene Kaufkraft des Geldes hinz

geschlagen werden. Vor dem Kriege wurdei

von der AOKk. Mannheim für Behandlung dei

Kassenmitglieder, also ohne Familienversichei

ten, ein Pauschalhonorar von 4,50 M. (1907)

bis 6 M. (1913) bezahlt und daneben Son¬

dergebühren für größere chirurgische Leistu

gen, aber nur bis zu der Begrenzung von

30 v. H. Die AOKk. Mannheim hatte für ärzt¬

liche Behandlung der Versicherten, also ohn«

Familienversicherte, eine Kopfausgabe voi

6,58 M. im Jahre 1909, von 6,84 M. im Jahr«

1911 und von 7,31 M. im Jahre 1913. Mit

«ler Einführung der fast unbegrenzten Bezah¬

lung nach Einzelleistungen und der Familien¬

krankenpflege stieg diese Kopfausgabe in

Jahre 1925 auf 20,91 RM.f im Jahre 1927 au:

26,42 RM., im Jahre 1928 auf 29,17 RM., in

Jahre 1929 auf 29,63 RM. und im Jahre I»

auf 29,61 RM. Die Ausgaben für Arzneiei

und Heilmittel stiegen im gleichen Ausmaße,

was von Kennern gar nicht anders erwart*

wurde.

Zum Glück heißt es in dem Abkommen zwi

sehen den Verbänden der Aerzte und Kken.,

daß da, wo sieh bei der Anwendung die¬

ses Abkommens Härten ergeben, zwischen de

Parteien des Mantelvertrages Verhandlunget

über einen Ausgleich stattzufinden haben,

und, soweit eine Einigung nicht zustand«

kommt, endgültig die Schiedsstelle, der an

diesem Abkommen beteiligten Spitzenverbände
unter Vorsitz eines Vertreters des RAM. ent¬

scheidet.

Werden die unzweifelhaft vorhandenen Härten

für einzelne Kassen beseitigt und erfüllt di«

ärztliche Prüfstelle ihre Aufgabe, die Grund¬

sätze einer wirtschaftlichen Behandlungsweis
innerhalb dei Kassendienstes durchzusetzei

dann wird man hoffen dürfen, daß die Neu¬

regelung des Verhältnisses zwischen Aerztei

und Kassen für alle Kassen ein Fortschritt ist

Vor einer Neuregelung der Wander¬

versicherung
In der Wanderversicherung findet die Einheit

des Arbeitslebens d« von der InvV. zur

AngV. (oder umgekehrt) ,.Wundernden'4 ihren

rechtlichen Ausdruck. Da InvV. und AngV.

an sich zwei völlig selbständige Versicherung»'
einri( htungen sind, entsteht tür jeden Arbeiter,

der Angestellter wird, und ebenso für jeden An¬

gestellten, der Arbeiter wird die Frage, was ans

den Anwaltschaften wird, die er sich durch seine

Beitragsleistung in seiner bisherigen Ver¬

sicherung erworben hat. Der Zwang zur Dop¬

pelversicherung war eine unerträgliche finan-

Dr. Fritz Croner, Berlin

zielle Belastung für den Arbeitnehmer. Dahei

ist' im Jahre 1922 an Stelle dieser Regelung
die Wanderversicherung (WV.) gesetzt worden

Die geltende Regelung bietet eine gegenseitig
Anwartschaftserhaltung: Anwartschaften in der

InvV. werden durch Beitragsleistung zur

AngV., Anwartschaften der AngV. durch Bei¬

ti agsleistungen zur InvV. aufrechterhalten

Außerdem finden die AngV.beiträge auch als

freiwillige Beiträge auf die Wartezeit der

InvV. Anrechnung. Auf der Leistungsseit«
W«£rden die beiden Versicherungen dadurch in-
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im ler gearbeitet, daß der Wanderver-

ite grundsätzlich nur eine Rente erhält,

setzt sich aus Grundbetrag und Steige¬
ssatz derjenigen Versicherung zusammen,

en gesetzliche Voraussetzungen er erfüllt

t; dazu tritt der Steigerungssatz der anderen

\'. i Sicherung. Hat er die gesetzlichen Vor-

tzungen beider Versicherungen erfüllt, so

It er immer die Rente aus der AngV. mit

m Steigerungssatz der InvV.

Regelung hat bereits vor dem Erlaß der

tVO. vom 8. Dezember 1931 zu Härten und

(I: stimmigkeiten geführt. Die größte Härte

rds durch die Novelle zum AVG. vom Jahre

9 wenigstens zum Teil ausgeräumt. Die bis

dn geltende Wartezeit von 120 Monaten in

AngV. machte es einer sehr großen Zahl

n Angestellten, vor allem Werkmeistern, die

t in vorgerücktem Alter zum Angestellten
! stiegen, unmöglich, die gesetzlichen Vor-

>setzungen für den Anspruch auf Ange-
sielltenrente zu erfüllen. Sie wurden daher

I mäßig Rentner der InvV., stellten somit

ie recht erhebliche Risikobelastung für die

vV. dar und erhielten aus ihren teuren

V.beitrügen lediglich die Steigerungssätze,
i aueh diese erst mich Eintritt der Invalidi-

Die Novelle von 1029 verkürzte dieWarte-

I der AngV. auf 60 Monate und erleichterte

mit gerade für die genannten Grenzfülle die

lt< ndmachung des Anspruchs gegen die

V. Damit war zwar noch keine vollstän-

Ineinanderarbeitung der beiden Versiche¬

ingen erreicht, wohl aber eine nicht unwe-

itliche Erleichterung für die am schärfsten

I1 idTenen Berufsgruppen.

I>ie NotVO. vom 8. Dezember 1931 hat hier

idezu verheerend gewirkt. Sie verlängert
und verschärft die „regelmäßige*4 Wartezeit

InvV. für den Fall der Invalidität (250

>chen, sämtlich Pflichtbeiträge, andernfalls

VV» Wochen), sie verschärft die „regelmäßige"
irtezeit der AngV. für den Fall der Berufs-

"wiähigkeit (60 Monate, sämtlich Pflicht¬

träge, andernfalls 120 Monate). Das führt

der unhaltbaren Konsequenz, daß ein Ar-

tnehmer, der 240 Wochen in der InvV. und

fl Monate in der AngV. Pflichtversicherter

zusammen also 9K Jahre lang Beiträge
-' 1 istet hat, bei Eintritt des Versicherungs-

in keiner der beiden Ver¬

zierungen anspruchsberech-
I ist- die Wartezeit ist weder in der InvV.

h in der AngV. erfüllt, die Beitragsmonate
AngV. gelten wohl als freiwillige Beiträge
InvV., erreichen aber in diesem Fall zu-

mmen mit den Inv V.beitrügen ebenfalls nicht

verlängerte regelmäßige Wartezeit von

Wachen. (Bis zur NotVO. vom 8. Dezem-

1931 wäre dieser Versicherte auf Grund

u\er '240 Pflichtbeiträge anspruchsberechtigt
der InvV. gewesen.)

Groteske Ausmaße nimmt die Verschlechte-

rung des bisher geltenden Rechts bei den Al¬

tersrentnern an. Hier muß von einer direkten

Umkehrung der bisherigen Gesetzgebungsten¬
denz gesprochen werden, da ja die Festsetzung
einer b«esonderen Wartezeit von 750 Wochen

oder 1«80 Monaten für Altersinvalidenrente,

oder Altersruhegeld weit über das hinausgeht,
was vor der Verbesserung von 1929 rechtens

war.

Die NotVO. vom 8. Dezember 1931 hat mit

ihrer schematischen Uebertragung von B«e-

stimmungen aus der InvV. auf die AngV. die

Verbindung der beiden Versicherungen durch

die WV. schwer geschädigt. Der auf Veran¬

lassung der freien Gewerkschaften durch die

sozialdemokratische Reichstagsfraktion einge¬
brachte Reiehstagsantrag Nr. 1386 vom 25. Fe¬

bruar 1932 versucht, das Rechtsinstitut der

WV. auf einer neuen, gefestigteren Grundlage
neu zu errichten. (Artikel III, Ziffer 3 des An¬

trags.)
Der sozialdemokratische Antrag enthält vier

Leitgedanken:

1. Beiträge zur InvV. und zur AngV. für die

Erfüllung der Wartezeit und die Aufrechterhal¬

tung der Anwartschaft werden zusammenge¬

rechnet.

2. Leistungen aus jedem der beiden Versiche¬

rungszweige werden immer nur nach Eintritt

des für den leistungsverpflichteten Versichc*-

rungszweig in Betracht kommenden Versich«e-

rungsfalles gewährt.
3. Die Leistungsgewährung erfolgt, wenn die

regelmäßige Wartezeit der AngV. ohne Zu¬

hilfenahme von InvV.beiträgen nicht er¬

füllt ist, aus beiden Versicherungszweigen
im Verhältnis der in dem einen Versicherungs¬

zweig entrichteten Beiträge zur Gesamtbei¬

tragsleistung.
4. Wer die regelmäßige Wartezeit der AngV.
mit AngV.beitragen allein erfüllt hat, er¬

hält immer den vollen Grundbetrag der AngV.,
für ihn ändert sich also an der bisherigen

Rechtslage insoweit nichts. Ebenso soll es für

den Anspruch von WV. auf Altersruhegeld

genügen, daß sie mit Beiträgen zur AngV. die

regelmäßige Wartezeit der AngV. erfüllt

haben, also 60 oder 120 AngV.beiträge aus¬

weisen können.

Die Bedeutun<g des Antrags im Vergleich zur

Rechtslage nach der NotVO. vom 8. Dezember

1931 macht man sich am besten an Hand von

Beispielen klar.

l.Ein Versicherter, der 40 Monatsbeiträge zur

AngV. und 160 Wochenbeiträge zur InvV. —

sämtlich auf Grund der Versicherungspflicht —

geleistet hat, erhält, wenn er beruisunfähig
wird:

a) nach der heutigen Rechtslage nichts.

(Auch für den Fall der Invalidität erhält er

heute nichts.)

b) nach dem Antrag: den halben Grundbetrag
der AngV. (das Beitrau ^Verhältnis ist wie

50 :50) zuzüglich Steigerungssätzen der

w



AngV. (Leitsatz 1 und 3.) Ist er außerdem

invalide, treten dazu: der halbe Grundbetrag
und der halbe Reichszuschuß der InvV. und

di» Steigerungssätze der InvV. (Leitsatz 2).

2. Ein Versicherter, der 40 Monatsbeiträge zur

AngV. und 1440 Wochenbeitrag zur InvV.

geleistet hat — sämtlich auf Grund der Ver¬

sicherungspflicht —, erhält

a) nach der heutigen Rechtslage im Fall dei

Berufsunfähigkeit nichts, im Fall der In¬

validität die Rente der InvV. zuzüglich
Steigerungss._tzen der AngV.,

b) nach dein Antrag: im Fall der Berufsun¬

fähigkeit
'
io Grundbetrag der AngV. zu¬

züglich Steigerungssätzen der AngV. (Bei-
tragsverhältnis wie 10 :90), (Leitsatz 1 und

3). Ist oder wird er außerdem invalide,

treten dazu: *fm Grundbetrag und 9/io Reichs¬

zuschub der InvV. sowie die Steigerungs-
der InvV. (Leitsatz 2).

3. Ein Versicherter hat 60 Pflichtbeiträge od»

120 Beiträge, darunter 40 Pflichtbeiträge i

AngV., und eine beliebige Anzahl Beiträge i

InvV. geleistet. Er erhält im Fall der Benr

Unfähigkeit heute sowie nach dem Antrag d

volle Ruhegeld der AngV. Die Steigerun
tze der InvV. treten nach Eintritt der b

Validität dazu (Leitsatz 4 und 2).

4. Ein Versicherter, der Altersruhegeld bea

spracht, hat 60 Pflichtbeiträge oder 120 Bei-

träge zur AngV. sowie eine beliebige Zahl von

InvV.beiträgen geleistet. Er kann nach <1

gegenwärtigen Rechtslage kein Altersruhegeh:
ei halten, da er die erforderliche Zahl von 18o

AngV.beiträgen nicht entrichtet hat. Nach d«

Antrag (Leitsatz 4) erhält er als WV.er da

volle Altersruhegeld der AngV., da er deren

regelmäßige Wartezeit von 60 Monaten od«

120 Monaten erfüllt hat.

Einheitliche

Regelung der Begriffe „Lebendgeburt",
„Totgeburt", „Fehlgeburt",

Rundschreiben des Reichsministers des Innern

vom 19. Dezember 1931 (Reichsgesundheits¬
blatt 1932 Seite 1).

Bei den Beratungen des Reichsrats über die

Neuordnung der Krankenanstaltsstatistik tür

das Deutsche Reich hat sich die Notwendigkeit
herausgestellt, zur Ausmerzung von Fehler-

Suellen einheitliche Begriffsbestimmungen für

ie Beantwortung solcher Fragen zu schaffen,
die nicht nur im Rechenschaftsbericht der Ent¬

bindungsanstalten, sondern auch in der Reichs¬

statistik über die Bewegung der Bevölkerung
eine Rolle spielen. In erster Linie kommt hier¬

für eine Vereinheitlichung der Auffassungen
über den Begrifl „Totgeburt" unel damit gleich¬
zeitig seine Abgrenzung | nüber den Be¬

griffen „Lebendgeburt" und
,,Fehlgeburt' in

Betracht. Hierbei handelt ei sich nicht um

eine Stellungnahme zur wissenschaftlichen

Seite, sondern lediglich um eine notwendig

Maßnahme / ur zweckdienlichen und einwand¬

freien l hu cht ührung der Verwaltungsarbeit,
insbesondei «• clor statistischen Berichterstat¬

tung. Das Gesetz über die Beurkundung des

Personenstandes usw. vom ft. Februar 1875, das

in § 23 die Pflicht zur Anmeldung von tot¬

geborenen Kimlern regelt, bringt keine nähere

Erläuterung des Begriffs „Totgeburt *. Infolge
dessen blieben Auffassung«en unverändert; die

noch auf die Zeiten zurückgehen, in elenen zum

ersten Male die Statistik über die Bewegun
der Bevölkerung in den deutschen Ländern or

ganis.eit wurde. Da «lie Auffassungen des Be¬

griffs ..Totgeburt" uch in außerdeutschen Län¬

dern sehr i weit useil ren, hat im

Jahi 1925 elie Hygiene-Sektion des Völker¬

bundes eine besondere Kommission zum Stu¬

dium und zur einheitlichen Regelung dieser

Frage ernannt. In Anlehnung an die internatio¬

nalen Begriffsbestimmungen werden nunmehr

als einheitliche Umschreibungen der Begriffe

Lebend-, Tot- und Fehlgeburt für die Zweck«

der Durchführung des Personenstandsgeset/«
und der statistischen Berichterstattung folgend«
vorgeschlagen:

1. Lebendgeborene Kinder sind Neugeborene,
bei denen die (natürliche) Lungenatmunj
eingesetzt hat.

2. Totgeborene sind Früchte von mindesten^

35 cm Länge, bei denen «lie (natürliche)

Lungenatmung nicht eingesetzt hat.

3. Fehlgeburten sind totgeborene Früchte, die

weniger als 35 cm lang sind.

Im Einverständnis mit dem Herrn Reich

minister der Justiz wäre ich dankbar, wem

mit möglichster Beschleunigung im vorstehen¬

den Sinne für die Meldungen der Hebamn

und die Eintragungen auf den Standesamt«

das Weitere mit Wirkung vom I.Januar W

ab veranlaßt würde.

Bewertung der im Besitz der Sozialver¬

sicherungstrtiger befindlichen Wert -

papiere für Ende des Jahres 1931.

Rundschreiben des Reichsarbeitsministers von

2a Februar 1932 IIa 10 697 32.

(Amtl. Nachr. Nr. 2, 1932, IV 75).

Auf Grund der RVO. § 3»66 bestimme ich fü

die Feststellung des Vermögens der reichsg
setzlichen Krankenkassen (RVO. § 225) füi

Ende cles Jahres 1(>31 das folgend«
I.Für die Bilanzierung der Wertpapiere sin*

die Bilanzkurse maßgebend, die von dem

Börsenvorstand zu Berlin auf Grund der

Verordnung über einmalige Bilanzierung

erleichterungen vom 15. Dezember l$31
(RGBl. I S. 750) für die Berliner Börse fe

gestellt worden sind.

2. Ist kein Bilanzkurs für die Berliner Börse,

ber für eine andere deutsche Börse f<

gestellt, so t der Bilanzkurs maßgebend,
ler tür den dem Sitze des Versicherungs¬
trägers nächstgelegenen Börsenplatz festge¬
stellt ist.
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Ist überhaupt kein Bilanzkurs festgestellt, so

ier bei der letzten Vermögensbewertung
„?setzte Börsenpreis mit einem Abschlag
n 20 v. H.F unter Rundung des Ergebnisses

iui das nächste Halbe v. Hundert nach un¬

ten, anzusetzen.

adelt es sich um Wertpapiere, die erst im

fe des Geschäftsjahres 1931 durch den Ver-

h er ungstrager erworben worden sind, so ist

Anschaffungswert als Bilanzwert einzu-

en, wobei für vor dem 13. Juli 1931 ange¬

gaffte Wertpapiere ein Abschlag von 20 v.H.

r zunehmen ist.

Reichsschatzanweisungen, die im Jahre 1932

igelöst werden, sind zu einem Kurs von

100 v. H., die im Jahre 1935 fälligen Reichs-

mtzanweisungen zu einem Kurs von 91 v. H.

azusetzen.

Ich bitte, die Aufsichtsbehörden und Kranken¬

den hiervon in Kenntnis zu setzen und sie

n ersuchen, bei der Abfassung und Prüfung
tler Rechnungsabschlüsse und Nachweisungen
det Krankenkassen auf die richtige Durchfüh¬

rung der vorstehenden Bestimmungen ihr he¬

ileres Augenmerk zu richten (zu vgl. Ver-

inung über Rechnungsführung in der KV.

in 12. Dezember 1930 1) — RGBl. I S. 610 —

25). Im Auftrag: Eh*. Grieser.

Die Kostenfrage, wenn bei Gewährung
von Krankenhauspflege an eine weib¬

liche Versicherte der Säugling bei der

Mutter bleiben muß.

Diese Frage ist im Jahrgang 1929, Seite 638,
* sprochen worden. Das Ergebnis der da¬

maligen Untersuchung war, daß die Kasse für

: pflichtet gehalten wurde, auch die Ver-

l>flegungskosten für den gesunden Säugling zu

tragen, wenn der Mutter Krankenhauspflege
ah $ 1S4 RVO. gewährt wird und eine Tren¬

nung des Kindes von der Mutter nicht möglich
st. Begründet wurde die Auffassung damit,
b das Zusammenbleiben von Mutter und

jgling eine wesentliche Voraussetzung für

e Ermöglichung der Krankenhausbehandlung,
.nlich der Transportkosten, ist. Diese Auf-

^ung fand in VZ. 1930, S. 96, Widerspruch.
Verpflichtung der Kasse zur Tragung der

Verpflegungskosten für den Säugling wurde

:t dem Hinweis bestritten, daß nicht die

Mutter des Kindes, sondern das Kind der
" bedürfe. Der letztere Umstand spreche
gen, daß das Zusammenbleiben von Mutter

Kind eine Voraussetzung der Ermög-
ung der Krankenhauspflege für die

utter bedeute.

m hat, wie den Amtlichen Nachrichten 1931,
1. zu entnehmen ist, das RVA. in einer

ivttzlichen Entscheidung vom 18. Februar
d zu einem solchen Fall Stellung ge-

nommen. Es hat den Grundsatz aufgestellt,
ß die Kasse die Verpflegungs

kosten des neugeborenen Kindes

Teil des Wochenhilfeanspruchs
' tragen hat. wenn einer Wöch-

rin die Wochenhilfe durch Ein¬

ung in ein Wöchnerinnenheim

gewährt wird. Aus der Begründung seien

folgende wesentliche Sätze erwähnt: „Die be¬

klagte Kk. hat der klagenden Ehefrau im

Rahmen der Wochenhilfe Kur und Verpfle¬
gung in einem Krankenhaus gewährt. Alsdann

war die Kk. aber auch verpflichtet, solche

Kosten zu übernehmen, die der Natur der

Sache nach die Gewährung der Wochenhilfe

in dieser Form erst ermöglichten. Es ist nun

nicht angängig, ein neugeborenes Kind, das

zudem auch noch in den ersten Wochen von

der Mutter gestillt worden ist, in der ersten

Lebenszeit von der Mutter zu trennen.

Andernfalls bestände, abgesehen
von sittlichen und sozialen Er¬

wägungen, die Gefahr, daß beide

an ihrer Gesundheit ernsten Scha¬

den nehmen. Deshalb ist, um die Ge¬

währung der Leistungen der Wochenhilfe für

die Mutter im Krankenhause zu ermö«glichen,
gleichzeitig auch die Anwesenheit und damit

die erforderliche Pflege des Kindes im Kranken¬

haus notwendig. Soweit demnach aus dem

Aufenthalt des Neugeborenen im Krankenhaus

Kosten entstehen, sind sie als ein Teil des

Wochenhilfeanspruchs anzusehen, jedenfalls
dann, wenn, wie sich in diesem Falle aus der

Mitteilung des Krankenhauses ergibt, neb^n

dem Verpflegungssatz für ein neugeborenes
Kind Arztkosten nicht berechnet werden. Mit¬

hin hat die beklagte Kk. im Rahmen der

Wochenhi1 auch für diese Kosten aufzu¬

kommen."

Zwar ist diese Entscheidung für die Kur und

Verpflegung in einem Wöchnerinnenheim

(§ 196 RVO.) getroffen. Die analoge An¬

wendung bei Gewährung von Krankenhaus¬

pflege (§ 184 RVO.) ist aber ganz unzweifel¬

haft. Damit hat der eingangs erwähnte Stand¬

punkt in der Volkstümlichen Zeitschrift 1929,

S. 638, Bestätigung gefunden.

Es ist erfreulich, daß dem RVA. Gelegenheit

gegeben wurde, diese Frage zu klären. Erfreu¬

lich ist es auch, daß die Entscheidung von

verständnisvollen sozialen Erwägungen ge¬

tragen war. Die Kassen gehen ohne das Vor¬

handensein solcher Rechtsgrundsätze seltener

dazu über, von sich aus in strittigen Fragen
das höhere Maß an Leistungen zu gewähren.
Die Befürchtung, unrechtmäßig Kassenmittel

auszuwerfen, wirkt hemmend. Aber auch bei

den unteren Versicherungsbehörden beobachtet

man häufig, daß die Beurteilung von Zweifels¬

fällen in engerem Sinne erfolgt. Dem Ver¬

sicherungsamt Berlin lag beispielsweise eben¬

falls ein Antrag auf Zubilligung der Ver-

ptlegungskosten für ein mit der Mutter in das

Krankenhaus aufgenommenes Kind vor. Es ent-

hied unter dem 15. Dezember 1930, daß der

Antrag der Klägerin suf Erstattung der Kosten

der Krankenhauspflege für ihr Kind zcrück-

gew n wird. Begründen«! wurde

geführt:

„Die Beklagte hat der Klägerin an Stelle der

ihr nach § l<82 RVO. zustehenden Leistungen

Krankenpflege und Krankengeld nach $ 1S4

RVO. Krankenhauspflege gewührt. Zur Ge¬

währung der Krankenhauspflege gehören alle
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diejenigen Leistungen, welche erforderlich

sind, um dem Erkrankten der Verpflegung im

Krankenhause teilhaftig werden zu lassen. Es

wird kaum vorkommen, daß aus (irunden, die

lediglich bei der Mutter liegen, die Kranken¬

hausaufnahme der Mutter ohne das Kind nicht

möglich ist. Ist dies aber doch einmal der

Fall, dann würde die Kasse, da sie die Auf¬

nahme der Mutter gewollt hat, auch die Ver-

Sflegungskosten
des Kindes zu tragen haben.

lier ücH/t ein solcher Fall jedoch nicht vor.

Das Kind wurde von der Mutter genährt; und

es lag daher Ie«liglich im Interesse der gedeih¬
lichen Weiterentwicklung «les Kindes, daß die

Ernährung des Kindes durch die Mutter nicht

eingestellt wurde, wenn sie möglich blieb. Aus

diesem Grunde war es zweckmäßig, mit der

Mutter auch das Kind aufzunehmen. Ein An¬

spruch an die Kasse auf Tragung der dadurch

entstehenden Kosten für das Kind kann jedoch
nicht hergeleitet werden. Auch konnte ein

solcher Anspruch nicht auf die Bestimmungen

über die Familienhilfe gestützt werden, da

diese nur kranken Personen gewährt wird, eine

Krankheit cles Kindes aber nicht vorlag."

Das OVA. Berlin hat am 31. März 1931 unter

ausdrücklicher Bezugnahme auf die Gründe die

E. «les VA. bestätigt.

Der wesentliche Unterschied zwischen den nun¬

mehr überholten Auffassungen von VA. und

OVA. einerseits und dem RVA. andererseits,

ist offenbar. Während erstere allgemein
nur die Notwendigkeit in den Vordergrund
stellten, daß das Zusammenbleiben von Mutter

und Kind lediglich im Interesse der gedeih¬
lichen Fortentwicklung des Kindes lag, hat das

RVA. mit Recht darauf hingewiesen, daß bei

Trennung von Mutter und Kind, abgesehen von

sittlichen und sozialen Erwägungen, die Ge¬

fahr bestünde, daß beide an ihrer Gesund¬

heit ernsten Schaden nehmen. Ganz zweifellos

wird dieser Standpunkt dem Rechtsempfinden
der beteiligten Versichertenkreise in vollem

Umfange besser gerecht. Lk.

Welches Mindestfebensalter kommt als

Beginn des knappsehaftlichen Dienst¬

alters bei Gewährung der Fürsorge auf

Grund der Bekanntmachung des RAM.

vom 28. November 1930 in Betracht?

Die Bek. nthält trotz der Durchführungs¬
bestimmungen cles RVA. viele Zweifelsfragen.
So die, von welchem Lebensalter das knapp-
schaf tliche Dienstalter des Versicherten

im günstigsten Falle gerechnet werden darf.

Manchmal wird die Ansicht vertreten, daß

allgemein das sechzehnte Lebensjahr als

frühester Zeitpunkt in Frage kommt, von dem

ab das Dienstalter berücksichtigt werden

kann, so daß die davor liegende Dienstzeit

nicht angerechnet wird. Diese Auffassung ist

wohl nicht zutreffen«l. Die Fürsorge nach

den Artikeln 3 unei 4 der Bek. wird unter der

Voraussetzung gewährt, daß bei Anwendung
der Grundsfitze des deutschen

Rechts ein Rentenanspruch bestehen würde.

i dürften demnach we«ler vom auslün-

diSC h S n Vtr. berücksichtigte Vorschriften

Anwen« hing finden, die weiter gehen als die

entsprechenden Vorschriften des deutsch»

Rechts, noch dürfen die Vorschriften d«es

deutschen Rechts außer acht gelassen wer¬

den. Das tritt jedoch ein, wenn der Begim
des Pensionsdienstalters des Versicherten aut

das 16. Lebensjahr festgesetzt wird, obwoh

er bereits vor di«esem Lebensalter Mitglied ge¬

worden ist.

Da nur Gebiete Preußens abgetreten woi

den sind, interessiert nur das preußische All¬

gemeine Berggesetz vom 24. Juni 1865. Dei

VIL Titel dieses Gesetzes schrieb über den

Beginn der Mitgliedschaft nichts vor, überlieb

es vielmehr dem Statut des KnVereins, näher«

Bestimmungen zu treffen (§ 168). Das Gese

vom 19. Juni 1906, betreffend die Abänderung
des Siebenten Titels im Allgemeinen Berg¬

gesetz vom 24. Juni 1«865 sowie die Novell*

vom 3. Juni 1912 betreffend die Abänderung
des Siebenten Titels im Allgemeinen Berg-

gesetz vom 24. Juni 1*865/19. Juni 1906 schrie¬

ben in den §§ 172 und 27 u. a. vor, daß di«

Arbeiter, ferner die Werksbeamten sowie di«

Verwaltungsbeamten des KnVereins mit einem

regelmäßigen Jahresarbeitsverdienst von we¬

niger als zweitausend Mark ohne Antrag als

Mitglieder in die Pensionskasse aufzunehmen

waren (für die übrigen Werksbeamten und

Verwaltungsbeamten des KnVereins b«estand

das Beitrittsrecht), sofern sie den in den

Satzungen aufgestellten Erfor¬

dernissen über Lebensalter und Ge¬

sundheit genügten, und daß als Erfor¬

dernis für die Aufnahme das Min¬

destalter nicht über achtzehn

Jahre festgesetzt werden durfte.

Dadurch konnten die KnVereine das Mindest¬

alter durch die Satzung vom 18. Lebensjahr
abwärts beliebig festsetzen. Hat die vor der

Gebietsabtretung gültig gewesene Satzung das

Mindestalter schon vor dem 16. Lebensjahr
bestimmt — das ist bei verschiedenen KnVer¬

einen der abgetretenen Gebiete so —, so kann

bei Berechnung der Fürsorge, da die Grund¬

sätze des deutschen Rechts auch für die

Bemessung der Fürsorge maßgebend sind,
nicht allgemein das 16. Lebensjahr als Beginn
des Pensionsdienstalters angenommen werden,
sofern der Versicherte schon vorher Dienst¬

zeiten zurückgelegt hat. Der Beginn der

Dienstzeit muß sich vielmehr jeweils nach

den seinerzeit gültigen Satzungsbestimmungen
der einzelnen KnVereine richten. Im RKnG.

vom 23. Juni 1923 und der Novelle vom

25. Juni 1926 findet die gegenteilige Ansicht

keine Stütze, da diese Gesetze eine Alters¬

grenze überhaupt nicht vorsehen.

Zudem dürfte ein weiterer Fehler insofern

begangen werden, als trotz Annahme

des 16. Lebensjahres als Mindest¬

alter bei der Berechnung des als Fürsorge¬
betrag gemäß Artikel 3 der Bek. maßgebenden
Unterschiedsbetrags zwischen der auslän¬

dischen und der deutschen Pension die aus¬

ländische Knappschaftspension bei der Kürzung
voll berücksichtigt wird, obgleich doch der

durch das vor dem 16. Lebensjahr liegende
Dienstalter erworbene Teil der ausländischen

\sion außer Betracht bleiben müßte.

M. Bulla, Köln

102



Die jetzigen Verrechnungs- und Ruhens-

bestimmungen der Renten.

e NV. vom 6. Oktober und 8. Dezember

I haben ab 1. Januar 1932 für die Renten-

<i Pensionsempfänger aus der InvV., AngV.
KnPV. unerfreuliche Auswirkungen ge-

( ht.

h der NV. vom 6. Oktober 1931 darf die

lion zusammen mit Renten aus der gesetz-

,« n Sozialversicherung «80 v. H. oder 75 v. H.

Dienstbezüge des letzten Jahres vor dem

A «-beiden nicht übersteigen.
der 4. NV. vom 8. Dezember 1931 sagt der

0 im fünften Teil Kapitel 4:

I ruhen u. a. die Invalidenrenten, das Ruheseld tut

AngV. und die Hinterbliebenenrenten aus der In\.

1 AngV. neben Wartegeldern, Ruhegehältern und

. rhliebencnhe/ügen auf Grund versicherungsfr«
li .frigungen. Nadi §§ 1234. 1242 RVO., §§ 11, 17 .W

r §§ HO. 52 RKnG. bis zur Hohe dieser Bezüge."
Her heiflt es im § 10 Abs. 3. ».Beim Zusumim-ntreffen

Bezuges aus den im Absatz 1 Satz 1 aufgeführten
rm tzen oder auf Grund versitherungsfreier

häftigung (Abs. 1 Satz 1 wird, wenn «ier Versicherte

freiwillige Beiträge entrichtet oder sich freiwillig höher
i hat, vom Ruhen der leil det Rente aus-

m n. der dem Verbal nis der freiwilligen zur ge-

: ii Beitragsleistung entspricht."

Recht bezeichnet Walter Kiesel, Char-

nburg, in der Deutschen Krankenkasse

4 32, diese Einschränkungen als einen un-

gen Eingriff in die durch langjährige Bei-

_ slristungen erworbenen Rechte der Ver-

rten. An mehreren Beispielen der Renten-

(hnungen nach den neuen Vorschriften

ut K., daß die Kürzungen eintreten unbe-

kümmert darum, ob die Renten ganz oder teil¬

weise auf Grund freiwilliger Beitragsleistungen
wahrt werden.

D Fehlen der üblichen Schlußbemerkung
unter Kapitel V der NV. vom 6. Oktober 1931

und Kapitel 4 der NV. vom 8. Dezember 1931:

„Die Vorschriften dieses Kapitels treten mit

m Datum außer Kraft", rechtfertigen die

iffassung, daß der Gesetzgeber nicht die

Absicht hat, diese Einschränkungen wieder

ifzuheben. Hingegen besteht jede Berechn¬

ung zu der Annahme, durch Ueberversiche-

tng erworbene Rentenansprüche für dauernd

i kürzen, um dadurch zu erreichen, daß Pen-

i en und Renten zusammen nur bis zu ein°m

ht stimmten Hundertsatz des zuletzt bezogenen
¦U itseinkommens bezogen werden können.

lüdsatzlich kann eine solche Absicht des

«¦tzgebers wohl verstanden werden, wenn

i durch ein gerechter Ausgleich zwischen

das letzte Diensteinkommen übersteigenden
Monen und den häufig äußerst kargen Ren-

angestrebt werden soll. Dabei wird es

r bei Erlaß solcher Vorschriften notwendig
in, Rücksicht auf die Beitragsleistungen der

u herten in der Vergangenheit zu nehmer.

im -it es sich in der AngV. um Leistungen
Grund der Pflichtversicherung handelt,

rd man sich die Kürzungen gefallen lassen

n. Anders liegen die Dinge aber bei den

Angestellten, die nach §§ 11, 17 AVG. von der

1. befreit worden sind und die dann durch

willige Beitragsleistung ihre Versicherung
jfrechterhalten haben. Nach den neuen Be¬

dungen hat nur derjenige Versicherte von

iner freiwilligen Beitragsleistung einen Vor-

il, der beim Ausscheiden aus der 1 häfti

gung wegen Berufsunfähigkeit oder Erreichen

der Altersgrenze eine Pension, einschließlich

des Ruhegeldes aus der AngV., von nicht mehr

als 75 oder 80 v. H. des zuletzt bezogenen
Diensteinkommens beanspruchen kann. Die

fieiwillige Beitragsleistung hat aber für die

Angestellten keinen Sinn mehr, die bei dem

Ausscheiden aus der Beschäftigung aus den

angeführten Gründen ohne das Ruhegeld aus

der AngV. ein Ruhegeld in Höhe di«&ses Hun¬

dertsatzes zu beziehen berechtigt sind. Die

Bestimmung, im Kapitel 4 § 10 Nr. 3 der NV.

vom 8. Dezember 1931, wonach ein Ruhen der

Rente für den Teil, der der freiwilligen Bei¬

tragsentrichtung entspricht, nicht eintreten

soll, hat hiernach nur dann einen Wert, so¬

lange nicht der nunmehr geltende Höchstsatz

der Pension erreicht wird. Werden durch das

Zusammentreffen von Ruhegehalt und Ruhe¬

geld oder Renten aus der gesetzlichen Sozial¬

versicherung 75 oder 80 v. H. der Dienst¬

bezüge des letzten Jahres überschritten und

muß eine Kürzung auf diesen Hundertsatz vor¬

genommen werden, dann ist es für den Ver¬

sicherten belanglos, wenn ihm zwar ein Rechts¬

anspruch auf die Leistungen, die der freiwilli¬

gen Beitragszahlung entsprechen, eingeräumt
wird, zugleich aber dieser Betrag von dem

Ruhegehalt wieder abgezogen werden muß.

Durch diese Aenderungen drängen sich fol¬

gende Fragen auf:

1. Ist es zweckmüßig, seine freiwillige Weiter¬

versicherung in der AngV. noch länger fort¬

zusetzen, wenn ohne die Leistungen aus der

AngV. dem Angestellten gegen seinen Arbg.
ein Anspruch auf Ruhegehalt bis zu 80 v. H.

des zuletzt bezogenen Diensteinkommens vor

dem Ausscheiden garantiert ist?

2. Ist es die Absicht des Gesetzgebers, diese

Einschränkung wieder nußer Kraft zu setzen?

3. Sollen die Angestellten, die in der Hoffnung
auf eine bessere Versorgung im Alter sich frei¬

willig weiterversichert haben, aller Beiträge
verlustig gehen, wenn sie nicht gewillt sind, die

freiwillige Versicherung noch länger aufrecht¬

zuerhalten? Oder muß nicht der Gesetzgeber
zwangsläufig mit diesen Verordnungen Bestim¬

mungen erlassen, die den freiwillig Versicher¬

ten einen Anspruch auf die Rückerstattung der

freiwillig gezahlten Beiträge zusichern, wenn

sie aus den angeführten Gründen aus der Ver¬

sicherung ausscheiden wollen?

Wilhelm Babiel, Wilhelmshaven.

Beitragspflicht zur Invalidenversicherung
bei Teilzahlungen.
Für das Gebiet der InvV. ist wiederholt gel¬
tend gemacht worden, daß die Zahlung von

Teilbeträgen des Lohnes an den Lohnzahlungs¬

tagen eine Abschlagszahlung im Sinne «les

§ 1434 RVO. darstelle. Abschlagszahlungen
gelten nach dieser Vorschrift nicht als Lohn¬

zahlungen im Sinne der §§ 1428, 1432, 1433

RVO., mit der Folge, dai der Arbg. auch nicht

wegen Vergehens nach § 1492 RVO. bestraft

werden kann. In diesem Sinne hat sich auch

das Oberlandesgericht Dresden in einer Ent¬

ladung vom 17. Juni 1930 (JW. 1930 III

S. 3005) ausgesprochen. Gegen diese Auf-
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g wendet sich das Kammer^ Mt in drr

Bi ekhmg vom 16. Oktober 1^30 (JW. 1930

III S. 3652); auch das Reichsgericht hat sich

«lern in rl« Entscheidung vom 13. Oktober

1931 (RGSt. 05 S. 398) ai chlossen.

Die Ansicht, dafi die leilzahlungen n\s Ab-

ttahlungm im Sinn«4 von $ 1434 RVO.

anzusehen seien, beruht, wie das KG. in der

erwähnten Bntsch<eidun| mit Recht ausführt,
auf einer Verkennung des Rechtsbegriffs der

„Abschla ihlung" iro {5 1434 RVO. Darunter
ist nur eine Zahlung BU verstehen, die ohne

eine rechtliche Verpflichtung vor der Fäl¬

ligkeit freiwillig leistet wirel. Nur

Vorschii >dso, die vor Fälligkeit des Lohnes

gezahlt Werden« sind „Abschlagszahlungen".
ieilbetr«äge des Lohnes, die sur Zeit der Fällig¬
keit ausgezahlt werden, sind keine „Abschlags-
Stählungen im Sinne» des Gesetzt Wenn nn

Lohnzahlung stauen Oberhaupt Löhne unter Ab¬

zug von Inv V.-Beiti «igen gesahll werden, so

l>egründet das die Verpflichtung des Arbg«, im

Zeitpunkt dies«
. Lohnzahlungen Marken nach

der Lohnkiasse dei Versicherten zu verwen-

«len. Der Arbg., der von seinem Abzugsrecht
Gebrauch macht, kann aber nicht einwenden,
er habe nur die /ur Lohnzahlung erforderlicher!

Mittel besessen. Er mufi dann auch lür elie

BW InvV. erforderlichen Beitrüge, ebenso wie

für che Beinahe der anderen Versicherung»«
EWeige, soviel Barmittel zurürkl>chnlten, dab er

imstande bleibt, seinen Verpflichtungen gegen¬

über allen VTr. nachzukommen.

Dr. jur. Georg Schulz, Grofischönau Sa.

Wer wünscht Austausch

für 6 Monate nach Löwenberg Schles.? Allge¬
meine Ortskrankenkasse^ etwa 7300 Mitglieder.
Angebote an Paul Schulz, Utwenberg Schi«

Allgemeine ()i tskrnnkenkasse.

Die Rheinisch-Westfälische Baugewerks-

berufsgenossenschaft.
Die bei der Rheinisch-Westfälischen Bau-

gewerksberufsgen nschaft nachgewiesenen
>hne von 500,8 Millionen RM. im Jahre 1929

sind im Jahre 1930 auf 365,4 Millionen RM.,
also um 27,04 v. H., gesunken. In den Betrieben

wurden run«l 25 v. H. weniger versicherte Pei-

nen beschäftigt als im Vorjahre. Natur¬

gemäß sind demzufolge die zur Anmeldung ge¬

kommenen Unfälle nicht unwesentlich g<

fallen, und zwar von 27 051 auf 18 683 oder

um 30,93 v. H. Demgegenüber füllt ins Auge,
dafi die Zahl der zur Entschädigung gekomme¬
nen Unfälle nur unwesentlich, und zwar um

nur 2,15 v. H. gefallen ist. Hieraus ergibt sich,

f_i im Berichtsjahre auf tausend versicherte

Personen nur 92,76 Unfälle gegen 101,20 Un¬

fidle im Vorjahre gemeldet wurden, während

die entschädigungspflichtigen Unfälle von 7,30
auf 9,48 vom Tausend der versicherten Per¬

sonen gestiegen sind. Diese Steigerung mag
darin begründet sein, daß einmal sehr viele

der in einem Berichtsjahre zur Anmeldung
kommenden Unfälle erst im folgenden, ja oft

sogar erst im zweitfolgenden Jahre zur Ent¬

schädigung kommen, während infolge der

Konjunkturschwankung die Zahl der beschäf¬

tigten versicherten Personen sehr zurück¬

gegangen ist. Als zweite Ursache der Steige¬

rung mögen die durch die überaus schlechte

Wirtschaftslage bedingten, immer knapper
werdenden rertigsteUungsteiinine für Bauvor¬

haben gelten, die den Bestrebungen der Un¬

fallverhütung direkt entgegen wirken. So ist

beobachtet worden, dab die Terminnot dazu

führte, daß einzelne Arbeitsvorgänge, die in

der Regel nur nacheinander ausgeführt wer¬

den, gleichzeitig vorgenommen wurden, ohne

«laß es möglich gew«esen wäre, in der erforder¬

lichen Weise für «len Unfallschutz zu sorgen.

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Der Stellenplan.
Nach $ 352 RVO. hat die Dienstordnung lür

«lie Krankenkassenangestellten ihre Zahl anzu¬

geben und nach $ 353 auch einen BesoldungS"
plan. Dei Steltonplan mufi also untei Berück¬

sichtigung d« Besoldungsplanei aufgestellt
werden, jedoch sind nicht alle im Stellenplan
aufgeführten Stellen i egdmafiig auch besetzt.

Ls wird auch vorkommen, dafi ein 1 «-il «ler

Stellen mit Hilfs«arbeitern oder Aushilfsang*
stellten besetzt ist oder mit Personen, die aus

irgendwelchen I ii Bilden nicht dienstordnungs-
mäßig angestellt werden können. Lür den

Kaasenvorstand, «lie Ges«ch£ftsleitung der Kasse
und au<h für die Angestelltem^«tietung wird

deshalb ein beaondei es 1 ülfsmittd zweckdien¬

lich lein, um jederzeit Qber den Stand der Be-

tzung «les Stellenplanes mit einem Blick unter*

htet zu sein. Ich habe mich dazu eines

Schemas bedient, das ich allgemein bekannt"
ben möcht

Die dazu benutzte Infel trägt die Ueberschrift:
„Jeweilige Besetzung des Stellenplans dei
Di«enstordnunfl dei Kl mkenkasse

Als Erläuterungen sind folgende B«*inerkungen
gegeben:

Paibenerklä run g:

Rosa Besetzung1 mit dienstoi dnungsmcifiigAn*-
• st« Uten,

Grün — Besetzung mit Regulativbeainten (mit
den Rechten und Pflichten der (jemeinde-

beamten),

Blau rr Besetzung mit Hilfsarbeitern (Tarif),

Weiß unbesetzt.

Zeic h e n erkI <i r u n g in len verm

I c h i e d e n e n Per SO n «' \\ t 8 I h e r n :

1. Name des Angestellten«
2. (iebui tsttu

i. Tag des Eintritts.

4. [ag dei Anstellun

5. Besoldungs«dienstalter.
o. Stell«enüberti agunj

Darunter enthalt die Tafel von links nach rechts

ende Einteilung: Die Bezeichnungen der
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Jeweilige Besetzung des Stellenplanes der Dienstordnung
Her Allgemeinen Ortskrankenkasse für

ubenerklärung: Rosa = ^ j Besetzung mit dienstordnungsmäßigen Angestellten. Qrün -1 | Besetzung

mit Regulativ-Beamten. Blau ss | | Besetzung mit Hilfsarbeitern (Tarif). Weiß = Unbesetzt.

henerklärung: 1 as Name des Angestellten, 2 = Geburtstag, 3 = Tag des Eintritts, 4 = Tag der

Anstellung, 5 = Besoldungsdienstalter, 6 = Stellenübertragung.
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einzelnen Angestelltenklassen untereinander, da¬

neben das Grundgehalt dafür mit den einzelnen

Gehaltsstufen und den Gehaltsgruppen, dann als

dritte Spalte die Dienststellung und in der

nächsten Spalte die Zahl der Stellen der ein¬

zelnen Klass*

Bei der Facheinteilung, die darauf für jede
Klasse folgt, wird entsprechend der Zahl der

Stellen Platz gelassen.
Die Stellenfächer sind in erhöhter Pappe an-

fgebracht, so daß die Personalschilder oeweg-

ich g«esteckt und hin- und hergeschoben werden

können und auch von einer Klasse zur anderen

g«esteckt werden können. In soviel Fächer wie

Stellen für die einzelne Klasse vorgesehen sind,

wird das Wort „frei" eingesetzt, damit nach

Einfügung der Personalkärtchen ersichtlich ist,

wieviel Stellen in den einzelnen Klassen noch

frei sind. Dabei ist dann auch aus den verschie¬

denen Farben der Personalkärtchen zu ersehen,

welcher Art die Angestellten in den einzelnen

Klassen sind, ob dienstordnungsmäßig Ange¬

stellte, Regulativbeamte oder Hilfsarbeiter.

Verwaltungsdirektor Erich Kilian, Hannover.

RECHTSPRECHUNG

Eine erst noch dem Eintritt der Geburt

getroffene Feststellung des Arxtes im

Sinne des § 195a Abs.2 RVO. vermag den

Anspruch auf den um zwei Wochen vor

derEntbindung erweitertenWochengeld¬

bezug nicht zu begründen.

E. des RVA. vom 16. Dezember 1931 — IIa K

227/31.

Gründe: Nach § 195a Abs. 2 RVO. wird die

Dauer des Wochengeldbezuges vor der Nieder¬

kunft über die nach § 195a Abs. 1 Nr. 3 RVO.

r«egelmüßige Zeit von 4 Wochen hinaus auf

2 weitere Wochen erstreckt, wenn die Schwan¬

gere während dieser Zeit keine Beschäftigung

gegen Entgelt ausübt und vom Arzt festgestellt

wird, dab die Entbindung voraussichtlich

innerhalb ö Wochen stattfinden wird. Danach

gehören die Aufgabe der entgeltlichen Be¬

schäftigung und die ärztliche Feststellung zu

den Anspruchsvoraussetzungen. Daß die Klä¬

gerin seit dem 3. April 1930 nicht mehr ge¬

arbeitet hatr ist unstreitig. Es fragt sich, ob

der Anspruch auf den erweiterten Wochengeld¬

bezug auch dann begründet ist, wenn die ärzt¬

liche Feststellung erst nach dem Eintritt der

Geburt getroffen und erst dann eine dement-

spr«echende ärztliche Bescheinigung beigebracht
wird. Diese Frage mußte nach dem Wortlaut

und Zweck der Vorschrift verneint werden.

Schon nach deren Wortlaut kann es nicht

zweifelhaft sein, daß die ärztliche Feststellung
vor der Entbindung getroffen sein muß. Dar¬

auf deuten insbesondere die Worte: „daß die

Entbindung voraussichtlich innerhalb sechs

Wochen stattfinden wird" hin. Von der ärzt¬

lichen Fesstellung aus gesehen ist danach die

Entbindung ein in der Zukunft liegender Zeit¬

punkt. Auch der Vorbehalt im § 195a Abs. 2

Satz 2 RVO.: „Irrt sich der Arzt ..." würde

keinen Sinn haben, wenn elie ärztliche Fest¬

stellung erst nach der Geburt erfolgen könnte..

Nach dem Eintritt der Geburt ist ein Irrtum

d«es Arztes ausgeschlossen. Auch bedarf es

dann keiner ärztlichen Feststellung mehr über

den vermutlichen Zeitpunkt der Entbindung.
Schließlich steht die Vorschrift des Abs. 3 des

§ 195a RVO. einer erst nach der Geburt mög¬

lichen ärztlichen Feststellung entgegen. Nach

di«eser Vorschrift soll das Wochengeld für die

Zeit vor der Entbindung nicht erst mit dem

Tage der Entbindung, sondern jewetb sofort

gezahlt werden. Das setzt voraus, daß die ärzt¬

liche Feststellung rechtzeitig vor der Ent¬

bindung erfoigt.

Aber auch Sinn und Zweck der gesetzlichen
Vorschrift lassen keine andere Auslegung zu.

Die ärztliche Feststellung bezweckt, auf Cirund

ärztlichen Fachwissens und wissenschaftlicher

Erkenntnisse einen möglichst sicheren Anhalt

für den voraussichtlichen Eintritt der Geburt

zu erlangen. Sie ist eine Schutzbestimmung

sowohl für die Schwangere wie für die Kk. Die

Schwangere soll durch diese Bestimmung an¬

geregt werden, frühzeitig den Arzt aufzusuchen,

sich von ihm beraten zu lassen und rechtzeitig

vor der Entbindung zur Erleichterung der

Mutterschaft und im Interesse des werdenden

Kindes die Arbeit einzustellen. Für die Kk.

soll die Mitwirkung des Arztes als fachkundi¬

gen Beraters eine Gewähr dafür schaffen, daß

der Wochengeldbezug möglichst nicht über

die Dauer von 6 Wochen verlängert wird, wo¬

durch erhebliche Kosten für die Kk. vermieden

werden. Damit wäre es nicht vereinbar, die

äiztliche Feststellung noch nach dem Eintritt

der Geburt zuzulassen. Die hier vertretene

Auffassung wird auch im Schrifttum, soweit es

zu dieser Frage Stellung nimmt, geteilt (zu

(L Hahn-Kühne, Hdb. der KV. 10. 11. Aufl.,

S. 323 Anm. 10 zu I 195a; Hoffmann, KV.

8. Aufl. S. 154 Anm. 13 zu § 195a und Jaeger.
Die Wochenhilfe, 4. Aufl., S. 43 f. Anm. 36a

und b zu § 195a RVO.).

Der LVA. ist ein Erstattungsanspruch

gegen die Krankenkasse in allen Fällen

gegeben, in denen sie auf Grund des § 34

der Richtlinien über Gesundheitsfürsorge

in der versicherten Bevölkerung vom

27. Februar 1929 (RGBL I $.69) zur

Durchführung der erforderlichen Heil¬

maßnahmen berechtigt war, und die

Heilmaßnahmen nach Maßgabe der

Leistungspflicht der Kasse durchgeführt
wurden.

E. des RVA. vom 25. Januar 1932 —II K 1254/31.

Aus den Gründen: Die Berechtigung zur

Durchführung der erforderlichen Heilmaß¬

nahmen liegt dann vor, wenn Geschlechtskranke

glaubhaft machen, daß sie ihr Leiden der Kasse

nichv offenbaren können, ohne Nachteil für ihre
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Person befürchten zu müssen. Es ist danach

unerheblich, ob diese Befürchtung tatsächlich

gerechtfertigt ist. Sie muß nur der LVA. glaub-

ft gemacht werden, d. h. die LVA. muß sie

bei pflichtmäßiger Würdigung aller Umstände

des einzelnen Falles für glaubhaft halten. Da

,lie LVA. regelmäßig die Wahrheit der An¬

aben des Geschlechtskranken ohne die im § 34

Abs. 2 der Richtlinien ausdrücklich verbotene

Namensnennung kaum nachprüfen kann, und

auch grundsätzlich eine solche Nachprüfung
dem Sinn und Zweck des Gesetzes, das ein bxe-

schleunigtes Heilverfahren erstrebt, widerspricht,
> werden im allgemeinen die Angaben des

Geschlechtskranken der LVA. für die erforder¬

liche Glaubhaftmachung genügen müssen, es

i denn, daß sie besonderen Anlaß zu Zweifeln

bieten. Insbesondere wird dann von einer Nach¬

prüfung in der angegebenen Richtung abge¬
hen werden können, wenn es sich um Ver¬

hältnisse kleiner Orte oder, wie im vorliegen-

«len Fall, um eine BKk. handelt, weil in der-

rtigen Fällen der Natur der Sache nach ein

höherer Grad von Wahrscheinlichkeit dafür be¬

steht, daß die von den Geschlechtskranken vor¬

gebrachten Befürchtungen zutreffen (zu vgl.
auch Martineck-Wankelmuth, in „Arbeit und

.undheit", Heft 11, Anm. 2 zu § 34; Wankel-

muth, „Die Betriebskrankenkasse*4 1929 S. 196).
Im vorliegenden Falle konnte nach Maßgabe
der Richtlinien die LVA. die Angaben der Ar¬

beiterin S. für glaubhaft halten und war daher

berechtigt, die erforderlichen Heilmaßnahmen

«lurchzuführen.

/u den Heilmaßnahmen gehören nach §28 Nr. 1

«ler Richtlinien die ärztliche Behandlung und

die Versorgung mit Arznei. Unbestritten ist,

«laß sowohl die von der LVA. gewährte Be¬

handlung wie die Versorgung mit Arznei den

Rahmen des Erforderlichen nicht überschritten

haben. Die dafür entstandenen Kosten hat die

Kk. gemäß § 34 Abs. 1 Satz 2 der Richtlinien

nach Maßgabe ihrer Leistungspflicht zu er¬

statten, während die Mehrkosten die LVA.

trägt. Nach den insoweit maßgebenden Vor¬

schriften der §§ 182 f, g RVO. ist die Kk. ihrem

Mitglied gegenüber jedenfalls zur Gewährung
von ärztlicher Behandlung und Arznei ver¬

pflichtet. Daß die von der LVA. insoweit ge¬

währten Sachleistungen nach Art und Umfang
über das hinausgingen, was die Kk. ihrerseits

zu gewähren gehabt hätte, ist nicht ersichtlich.

Ohne Bedeutung ist für die Höhe des hiernach

tfegehciien Erstattungsanspruchs, welchen Geld¬

betrag im einzelnen Falle die beteiligte Kasse

für die Gewährung der ihr obliegenden Sach-

>tuncren hätte aufwenden müssen. Der Ein¬

wand, daß sie im Hinblick auf etwa bestehende

Sonderabmachungen mit Aerzten und Apoth«e-
ken oder auf Grund besonderer Einrichtungen
(Behandlung im Ambulatorium der Kk.) die ihr

obliegenden Leistungen hätte billiger durch¬

führen können, ist nicht zulässig. Ausschlag¬
gebend kann vielmehr nach Lage der Sache nur

sein, ob Art und Umfang der von der LVA.

gewährten Leistungen sich im Rahmen dessen

halten, w^s auch die Kasse hätte gewähren
müssen.

Beitragspflichtiger Arbeitgeber Ist stets,

wer die Verfügungsgewalt über die Ar¬

beitnehmer hat.

E. des OVA. Liegnitz vom 14. November 1930.

494 B 70.

Gründe: Zwei Fragen sind hier zu beachten.

Erstens: Welche Krankenkasse kommt für

die während der Zeit vom 7. Oktober bis

9. Dezember 1929 in H. bei den Drainage- und

Vorflutarbeiten beschäftigten Arbeiter als Ver¬

sicherungsträger in Betracht? Zweitens: Wer

ist für diesen Zeitraum Arbeitgeber im Sinne

der Bestimmung der RVO.?

Zu 1. : Für die vom 7. Oktober bis 9. Dezem¬

ber 1929 in H.
,
Kreis Löwenberg, durchgeführ¬

ten Drainage- und Vorflutarbeiten kann für

die versicherten Arbeiter nur eine Kranken¬

kasse zuständig sein, und zwar kommt dafür

nur die Landkrankenkasse des Kreises Löwen¬

berg in Frage, da nach der Entscheidung des

Reichsversicherungsamtes vom 17. September
1924 Meliorationen nicht zur Tiefbau- sondern

zur Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft
gehören. Arbeitnehmer, die gegen Unfall bei

der Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft
versichert sind, gehören aber für die Dauer

dieser versicherungspflichtigen Beschäftigung
hinsichtlich der Krankenversicherung zur Zu¬

ständigkeit der Landkrankenkasse.

Z u 2. : Was das nach § 393 Reichsversich«-

i ungsordnung vorgeschriebene Arbeitgeberver-
hältnis betrifft, so ist für die Zeit vom 7. Ok¬

tober bis 9. Dezember 1929 für die in H. be¬

schäftigten Arbeiter Arbeitgeber der Tiefbau¬

unternehmer Richard A. einzig und allein g«e-

wesen; denn ihm hat für diesen ganzen Zeit¬

raum die Verfügungsgewalt oder die Einstel¬

lung und Entlassung über die bei den genann¬

ten Arbeiten beschäftigten Arbeiter zugestan¬
den und an diesem Rechtsverhältnis hat fich

nichts dadurch geändert, daß in der Zeit vom

18. November an K. die Entlohnung der Arbei¬

ter vorgenommen hat. K. war Schuldner des

A. und hat in dieser Eigenschaft lediglich als

Geschäftsführer ohne Auftrag des A. gehan¬
delt, wenn er aus der Forderung, die A. gegen

ihn hatte, zunächst die Lohnforderungen des

Arbeitspersonals befriedigte. Ein Arbeitgeber¬
verhältnis im Sinne der Reichsversieherungs¬
ordnung ist durch die Handlungsweise des K.

zwischen K. und den Drainagearbeitern nicht

begründet worden. Infolgedessen ist K. nicht

als Arbeitgeber der Krankenkasse gegenüber
im Sinne des § 393 Reichsversieherungsordnung
insofern anzusehen, als er der. angeblich zurück¬

behaltenen Arbeitnehmeranteil an die Kran¬

kenkasse abzuführen hat. Arbeitgeber im Sinne

des § 393 Reichsversieherungsordnung, und

damit abführungspflichtig für Arbeitnehmer¬

und Arbeitgeberanteil der Krankenkasse gegen¬

über, ist also für den ganzen Zeitraum vorn

7. Oktober bis 9. Dezember 1929 für die bei

den genannten Arbeiten beschäftigten Arbeiter

der 1 iefbauunternehmer A. Hat augenschein¬
lich K. den Versicherten bei der Lohnzahlung
den Arbeitnehmern den auf sie entfallenden

Krankenkassenbeitrag zurückbehalten und nicht

an die zuständige Kasse abgeführt, so muß es

A. überlassen bleiben, diese Beitrüge mittel

Regreß von K. beizutreiben.
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AUFGABEN UND LOSUNGEN

Unsere heutigen Aufgabe beschäftigen sich

1 r a n s p o r t k o s ten. I He Lösungen werden

J. Aulgabe.

Dei Maurei Rast.g stürzte un 21. Januar bei

der Arl* uf einem Neubau von der Leiter

und brach sich dabei das Bein. Der herbei-

erui \rzt legte dem Verunglü«ckten auf der

Arbeitsstelle einen Notverband an und erklärte

dem aui itsführenden Polier, daß Rüstig sofoH

in se'u Wohnung geschafft werden müsse,

damit er ihm dort einen (iipsvei barwl anlegen
Der Maure* polier bestellte deshalb

einen Krankenwagen und ließ den Verunglückten
in sei eine Viertelstunde entlernte Woh¬

nung transportieren, in der dann auch bald der

Arzt erschien und die ir«eitere Behandlung vor¬

nahm. Die Kosten des Krankentrans],«>ns hatt«*

der Arb: rauslagt. Er verlangt von der Kk. Er¬

stattung. Die Kk. lehnte die Erstattung der

Transportkosten ab. Sie begründet ihre Haltung
mil dem Hinweis, dafi sie «gesetzlich nur ver¬

pflichtet sei, rlem Wrsicherten ärztliche B«e-

handlang zu gewahren. Di« Verpflichtung
habe sie erfüllt Dagegen iei sie nicht gehalten,
rlen Versicherten von seiner Arbeitsstelle in rüe

Wohnung schaffen zu lassen. Denn diesen We

mußte «1er Versicherte in jedem Falle zurück¬

legen. Wenn er infolge fies Unfalls eines Trane*1

[ ortnuttels bedurfte, dann sei «las seine, nicht

aber eine Angelegenheit rler Kk. Der Arl

rnÜSM sich deshalb seine Ausgaben von dem

Versicherten erstatten lassen. Der Arbg. erkennt

diese Rechtsauffassung nicht an. Br verweist

noch darauf, daß er als Geschäftsführer ohne

Auftrag gehandelt und Verpflichtungen firr Kk

usgefflhrt habe. Die Kk. müsse ihm fieshalb die

Aufwendungen tür rlen Transport ersetzen

($§ 077, 683 BGB.).

Präge: Hal die AOKk. «lie Kosten «les Kranken¬

transports ZU ti igen und dem Arbg. die Trans¬

portkosten zu ersetzen?

2. Aufgab«

Der Steinsetzer kämm ist wegen einer Rippen-
fvilentzüiulung bettlägerig, fir wurde als Mit¬

glied dei OKk. in seiner Wohnung behandelt.

Arn 5. Februar erkrankte auch seine Eh«efraa

n einer Blinddarmentzündung und mußte /ur

sofortigen Operation in ein Krankenhaus über-

eföhrt werder.. Damit war Ramm seines einzigen
Krankenpflegers beraubt Dei behandelnde Arzt

dnete nun auch Rh ihn „mangels häuslicher

Pfleg Krankenhaasbehandlung an unrl ver-

j!« i« hzeitig einen Transportunternehmer,
Kranken dun ^ n in rlas nächste

Ki mkenhauszu schiffen. Der Fi band,
r vorläufig Krankenhaus- und Transport¬

kosten tut «las Eh r R !>ernommen

hat, \ ngi von der Kk I rstattung der ver*

mit Streitfragen über die Bezahlung von

in der nächsten Nummer veröffentlicht.
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auslegten Kosten. Die OKk. erklärt sich bereit,
im Rahmen der §§ 1531 ff. RVO. Ersatz für die

Krankenhauspflege zu leisten, lehnt aber einen

Ersatz der Transportkosten ab. Sie erklärte dem

Fürsorgeverband, daß sie nur verpflichtet sei,

die Transportkosten zu tragen, wenn sie selbst

die Krankenhauspflege eingeleitet oder die vollen

Krankenhauskosten übernommen habe. Das sei

jedoch nicht rler Fall. Infolgedessen habe der

Versicherte oder der Fürsorgeverband die

Transportkosten zu decken. Der Fürsorgever¬
band widerspricht dieser Auffassung. Er führt

in einem Schreiben an die Kk. aus, daß der

Transport zur Portsetzung der notwendigen
ärztlichen Behandlung notwendig war und die

Kasse deshalb auch rlie Transportkosten tragen

müsse.

Frage: Hat die OKk. rlie Kosten des Kranken¬

transports zu tragen unrl deshalb dem Für¬

sorgeverband zu ersetzen?

3. Aufgabe.

Auf Kosten der BKk. rler Firma Regsam wurden

zwei Versicherte, die Arbeiter Schwarz und

Weiß, im Krankenhause behandelt. Schwarz

wurde am 29. Januar aus der Krankenhaus¬

behandlung entlassen. Er bedurfte aber noch

weiterer ärztlicher Behandlung in seiner Woh¬

nung. Sein Zustand verlangte außerdem die

Ueberführung in die Wohnung rlurch einen

Transportwagen. Einen Tag riarauf, am

31. Januar, verstarb Weiß im Krankenhause an

rlen Folgen einer schweren Operation. Da ihn

seine Ehefrau von ihrer Wohnung aus be¬

statten lassen wollte, veranlaßte sie die Ueber¬

führung des Verstorbenen in die gemeinschaft¬
liche Wohnung. Auch dieser Transport wurde

mittels eines Krankenwagens durchgeführt. Der

Transportunternehmer ersucht nun die BKk. um

Bezahlung rler beiden Transporte. Die Kasse

lehnt die Bezahlung ab. Sie erklärt rlem Unter¬

nehmer, daß sie wohl verpflichtet seir rlie Kosten

rles Transports von Versicherten in ein Kranken¬

haas zu tragen, wenn sie Krankenhauspflege
bewilligt habe, daß sie aber nicht verpflichtet
sei, rüe Kosten eines Rücktransports von Ver¬

sicherten in ihre Wohnung zu übernehmen.

In beiden Fällen müss** sich deshalb rler Unter¬

nehmer an seine Auftraggeber, das Mitglied
Schwarz und dir» Witwe Weiß, halten. Der

Unternehmer hat nun diesen Bcmden seine For¬

derung unterbreitet. Auch sie lehnen die Be¬

zahlung ab unrl halten die BKk. für zahlungs¬
pflichtig. Sie wollen aber rlie Angelegenheit
dem VA. zur heidung unterbreiten und

ihre weitere Stellung zu der Kostenforderung
ron dieser Entscheidung abhängig machen.

Präge: Wi»- irird das VA. entscheiden?
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Ratgeber ffir die Erhaltung und Geltendmachung der

I eivtungsansprädie io «ier Angestelltenversicherung mit

s,mmelbu<_h der Bescheinigungen über die Endzahlen der

aufgerechneten Versi<_herungskarten.

Ratgeber ffir die ßeitragsentrichtang nnd Geltendmachung

der Leistungsansp -iiche in der Arbeitslosenversicherung.

le Schriften des Verwaltungsinspektors Radermacher

. :>erwachungsbe?.mter der Reichsversicherungsanstalt
Angestellte) sind im Verlag A. Busch, Ratgeber-

Verlag. Essen-Ruhr, Julienstr. 75, erschienen und kosten

je 0.30 RM. — Beide Ratgeber reigen, wie man einen

I eistungsanspruch erwirbt, ihn aufrecht erhält und ihn

geltend macht. Die Ratgeber geben ausführliche Aus¬

kunft über die Art der Leistungen, der Berechnung und

Höhe der Renten und bezeichnen die Unterlagen, die

hei Stellung eines Leistungsantrages benötigt werden. —

Das Sammelbucb ersetzt die losen Bescheinigungen über

die abgegebenen vollen Karten. Die Gefahr des Ver-

lierens der loten Blätter wird ausgeschaltet. Beide Hefte

iiienen im A jgust 1931; sie können zur Anschaffung

pfählen werden.

Krjcänzungsblitter zn Kollmann, Reichsversieherungs¬

ordnung. Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, Urban-

strafle 12—16. — Jetzt ist die Lieferung II, 1 der

Hrganzungsblätter mit den Bestimmungen der Not¬

verordnung vom 8. Dezember 1931 in Verbindung mit

den Durchführtngsbestimmungen vom S. Februar 1932

herausgekommen. Außerdem wurde das neue Arztrecht

sowie einige andere kleine Aenderungen aus den

ten Monaten berücksichtigt. Die neuen Ergänzungs-
hlätter brauchen nur ausgewechselt zu werden, so daß

der ganze Band wieder auf dem neuesten Stand der

Gesetzgebung i*t.

-prache Tonkunst nnd Zahntechnik. Von Dentist Arthur

Mette. Berlin. Selbstverlag des Verfassers, Berlin W 57,

Potsdamer Straße 79. Preis 3.50 RM. — In dieser

Broschüre wer«len „anatomisch-physiologische Leitsätze

in ihren Beziehungen zur angewandten Zahnprotbetik
unter Berücksichtigung der besonderen Schwierigkeiten

fttr Sprecher, Sänger und Tonkünstler (Blech- und Holz¬

bläser)*4 gegeben. Der Verfasser stellt hier der Fach¬

welt seine jahrelangen Erfahrungen auf diesem Spezial¬
gebiet der Zahntechnik zur Verfügung. Er kann das

um so mehr, als er nicht allein ein bekannter Fachmann

ist, sondern früher selbst sehr lange Zeit Sänger war.

Er kennt deshalb die Leiden seiner früheren Kollegen,

an die er sich in seiner Broschüre ebenfalls wendet.

Aber auch für die Sozialversicherung sind seine Dar¬

legungen von Wichtigkeit. Die Schwierigkeit bei An¬

fertigung eines Zahnersatzes für Sänger, Blaser oder

Sprecher nnd die Notwendigkeit der Verwendung be¬

sonders wertvoller (d. h. teurer) Werkstoffe findet bei

den Versicherungsträgern oft wenig Verständnis. Es

bedarf meist mehrmaliger und bis ins kleinste gehender

Begründungen des Praktikers, ehe ein Antrag genehmigt
wird. Aber während dieser Zeit hat der Künstler schon

sein Engagement verloren, wenn er nicht aus eigener

Tasche inzwischen die Kosten begleicht. Diese Verfahren

zu erleichtern und die Mißverständnisse zu beseitigen,

dient die Schrift. Aber auch dem Fachmann, ob Zahn¬

arzt oder Dentist, wird der Weg zur Ueberwindung der

prothetischen Schwierigkeiten gezeigt. Der leichte und

flüssige Stil des Verfassers erleichtert die Lektüre des

für die Sozialversicherung ungewohnten Stoffes.

Gerhard Tanzer, Quedlinburg.

Zweiter Band des „Kleinen Meyer44. Wie uns das Biblio¬

graphische Institut in Leipzig mitteilt, gelangte der

2. Band seines neuen dreibändigen Nachschlagewerkes
„Meyers Kleines Lexikon", wie vorgesehen, in den

ersten Märztagen zur Ausgabe. Er umfaßt die Stich¬

wörter Gneisenau bis Pappe. Da sich viele heute eine

vielbändige Enzyklopädie nicht mehr leisten können,

andererseits die billigen einbändigen Konversations¬

lexika für ernsthaftere Forschungen nicht genügen,
werden viele unserer Leser das rasche Vorwärts¬

schreiten des „Kleinen Meyer*' begrüßen. Wir weisen

besonders darauf hin, daß der ermäßigte Vorbestellpreis

jetzt noch gültig ist.

Wir kürzen ab
Um Einsparungen zu erzielen, werden wir in Zukunft folgende Kürzungen allmählich

durchführen:

Arbg.
Arbn.
AlVers.

AngV.
AOKk.

AVAVG.

AVG.

BesOKk.
BG.
E.

FH.

FWH.
HdK.

InvV.
KG.
Kk.

KnKk.
KnPV.
KnV.
KPfl.
KV.

= Arbeitgeber
= Arbeitnehmer
= Arbeitslosenversicherung
= Angestelltenversicherung
= Allgemeine Ortskrankenkasse
= Gesetz über Arbeitsvermittlung

und Arbeitslosenversicherung
= Angestelltenversicherungsgesetz
= Besondere Ortskrankenkasse
— Berufsgenossenschaft
= Entscheidung
= Familienhilfe
= Familienwochenhilfe
= Hauptverband deutscher Kranken

kassen

= Invalidenversicherung
= Krankengeld
= Krankenkasse
= Knappschaftskrankenkasse
= Knappschaftspensionsversicherung
— Knappschaftsversicherung
= Krankenpflege
ss Krankenversicherung

LVA, = Landesversicherungsanstalt
LVAmt. = Landesversicherungsamt
LKk. = Landkrankenkasse

OVA. = Oberversicherungsamt
RAM. = Reichsarbeitsministerium
RfAuA. = Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung

und Arbeitslosenversicherung
RfA. = Reichsversicherungsanstalt für An-

gestellte
echtsprechung

RVX. = Reichsversicherungsamt
RVO. = Reichsversieherungsordnung
Sta. = Sterbegeld
SV. = Sozialversicherung
UV. = Unfallversicherung
VA. = Versicherungsamt
VBer. = Versicherungsberechtigung
VFr. = Versicherungsfreiheit
VL. ss Versicherungsleistungen
VPfl. = Versicherungspflicht
VTr. = Versicherungsträger
WH. = Wochenhilfe

Wir bitten unsere Leser und Mitarbeiter, diese In Zukunft ständig wiederkehrenden

Abkürzungen beachten zu wollen« Die Schriftleitung.



Alle Änderungen
der letzten Notverordnung enthalten

die neuen Ergänzungsblätter
fflf die Fortbildungsschriften der

Sozialversidterungsangestellten

Für folgende Hefte sind Ergänzungsblätter erschienen:

HEFT 3:

Die

Regellelstansen In der

Kranhenverslcherunfl
Von Direktor Julius Cohn. Berlin

3. Auflage

Preis 0,60 RM für ZdA.-Mitglieder, für

Nichtmitglieder 1,20 RM.

HEFT 5:

DieWochenhilfe und die

Familienwochenhilfe In

der Kranken¬

versicherung
Von Direktor Julius Cohn, Berlin

2. Auflage

Preis 0,50 RM. für ZdA.-Mitglieder, für

Nichtmitglieder 1 RM.
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HEFT 6:

Die Versicherungs*

berechtigung und die

formale Versicherung
Von Verwaltungsdirektor
R Gruber, Berlin

2. Auflage

Preis 0,60 RM für ZdA.-Mitglieder,
für Nichtmitglieder 1,20 RM
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HEFT 8.

Die

Uehrlelstungen In der

Krankenversicherung
Von Direktor Julius Cohn, Berlin

3. Auflage

Preis 0,70 RM. für ZdA.-Mitglieder,
für Nichtmitglieder 1,40 RM.

HEFT 20:

Die Angestellten«
Versicherung

Von ArthurThan, Leipzig

Preis 0,70 RM. für ZdA_-Mitglieder, für

Nichtmitglieder 1,40 RM.


